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I. Einleitung  
 

„Wir erleben eine Zeitenwende. […] Putins Krieg bedeutet eine Zäsur, auch für unsere 

Außenpolitik“ (Bundeskanzler Scholz am 27. Februar 2022).  

 

Mit der russischen Invasion der Ukraine im Februar 2022 geschah das Unvorstellbare:  

Die Zerstörung des Friedens in Europa. Im Zuge des völkerrechtswidrigen Angriffs 

proklamierte Bundeskanzler Scholz eine neue Ära der deutschen Außen- und 

Sicherheitspolitik. Noch vor 10 Jahren betonte die Bundesregierung im Rahmen der 

Krimannexion, geführt von dem moralischen Kompass der militärischen 

Zurückhaltungskultur, die Wichtigkeit der Diplomatie (vgl. Gauck 2014; Steinmeier 

2014). Trotz der Verbrechen Russlands wurde das Gespräch ein Jahrzehnt lang aktiv 

gesucht. Geprägt von den Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs, stellte jene Kultur der 

Zurückhaltung bislang die Leitlinie der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik dar 

(vgl. Brzoska 2007: 650ff.; Fischer 2014:  527; Ley 2022: 1f.; Liedtke 2023; Maull 

2007: 73f.).  

Seit der Wiedervereinigung Deutschlands ist zentraler Untersuchungsgegenstand in 

den Internationalen Beziehungen die deutsche Außenpolitik. Im Rahmen dessen ist die 

Kultur der militärischen Zurückhaltung immer wieder ins Zentrum der 

Aufmerksamkeit gerückt. So etwa zeigen Gaskarth und Oppermann (2021), dass die 

Grundprinzipien der deutschen Außenpolitik, insbesondere der Pazifismus als Form 

der Zurückhaltung, trotz zahlreicher Krisen und geopolitischer Veränderungen 

Bestand hatte. Frühere Studien kommen zu ähnlichen Ergebnissen (vgl. Bachg/Peters 

2023). Der zunehmende Militarismus führte also nicht automatisch zu einem Bruch 

dieser Tradition. Obwohl sich grundsätzlich ein Wandel der Außenpolitik bis zur 

Zeitenwende feststellen lässt, wird dieser im Rahmen der Konzepte der Zivilmacht 

und Hegemonie als unbeachtlich tituliert (ebd.: 89).   

Worin äußert sich die angekündigte Zeitenwende der Außenpolitik? Ist mit der 

Zeitenwende ein Aufweichen der militärischen Zurückhaltungskultur besiegelt? Oder 

gar eine völlige Auflösung der Leitlinie der letzten 80 Jahre? Die bisherige Literatur 

aus den Jahren 2022/2023/2024 untersucht im Hinblick auf die außenpolitische 

„Zeitenwende" insbesondere, wie diese Neuausrichtung die Rolle Deutschlands in der 

NATO und EU verändert hat. Giegerich und Schreer (2023) betonen die 

Notwendigkeit einer stärkeren militärischen Rolle Deutschlands; ebenso Bardt (2024), 
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der die Investition in das Sondervermögen der Bundeswehr als wichtigen, aber noch 

unzureichenden Schritt bewertet. Die Literatur zur Selbstwahrnehmung Deutschlands 

ist für diesen Zeitraum wenig ergiebig. Es fehlt an Untersuchungen darüber, inwieweit 

sich die angekündigte Zeitenwende auf die bisherigen Grundprinzipien der deutschen 

Außenpolitik auswirkt. Daran soll die vorliegende Arbeit knüpfen.  

Mittels des parlamentarischen Diskurses - als Spiegelbild der Gesellschaft und 

Manifest außenpolitischen Handels - zielt die Untersuchung darauf ab, den Wandel 

der deutschen Außenpolitik zu erklären. Für die Forschung ist der Ansatz des 

Konstruktivismus besonders interessant, da er über die reine Analyse von Macht- und 

Interessenstrukturen hinausgeht und die Bedeutung von Ideen, Normen und 

Konstruktionen in den Vordergrund rückt. Die Kultur der militärischen Zurückhaltung 

ist kein feststehendes Prinzip. Sie ist das Ergebnis historischer Erfahrungen und 

normativer Überzeugungen. Durch die Anwendung des Konstruktivismus kann 

untersucht werden, wie der Russland-Ukraine-Krieg möglicherweise zu einer 

Verschiebung in den dominanten Diskursen geführt hat, die die deutsche Identität und 

die außenpolitische Entscheidung prägen und kann so „eine Erklärung dafür liefern, 

wie und warum Akteure – insbesondere Staaten – zu jenen Interessen kommen, die sie 

haben“ (Weller 2003: 114).  

Die Fragestellung der Arbeit lautet: „Wie erklärt der Konstruktivismus den Wandel 

der deutschen militärischen Zurückhaltung im parlamentarischen Diskurs infolge des 

Russland-Ukraine-Kriegs?“ 

Im Folgenden wird zunächst in das Thema eingeführt. Sodann wird der Frage 

nachgegangen, was die Kultur der militärischen Zurückhaltung ist. Danach erfolgt die 

Vorstellung des Forschungsdesign, um im Folgenden den parlamentarischen Diskurs 

zu untersuchen. In der Diskussion werden die Ergebnisse interpretiert und kritisch 

bewertet. Abschließend werden die wichtigsten Ergebnisse der Arbeit im Fazit 

zusammengefasst.  
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II. Theoretischer Hintergrund 

1. Auslöser der Zeitenwende: Eine kurze Einführung in den Russland-Ukraine-
Krieg 

Durch unterschiedliche Machteinflüsse erlangte die Ukraine in verschiedenen 

Teilgebieten westliche und östliche Orientierungen (Kappeler 2023: 10). Dadurch 

geriet sie immer mehr zwischen die Fronten von West und Ost (ebd.). Nach dem Ersten 

Weltkrieg wurde 1917 der erste ukrainische Nationalstaat gegründet (Deutschlandfunk 

2024). Dieser war jedoch zum Scheitern verurteilt: Russen, Briten, Franzosen und 

Deutsche versuchten, die Ukraine zu unterwerfen. Am Ende setzen sich die russischen 

Bolschewiki durch. 1922 wurde die Ukraine Teil der Sowjetunion (ebd.). Durch 

Proteste, Regierungswechsel und Grenzöffnungen brach die Sowjetunion nach dem 

Zweiten Weltkrieg immer weiter auseinander, bis sie schließlich am 31. Dezember 

1991 offiziell aufgelöst wurde. In diesem Zuge wurde die Ukraine unabhängig. Immer 

wieder traten Spannungen darüber auf, ob das Land sich außenpolitisch an den 

westlichen Staaten oder am Nachbarn Russland orientieren soll. Bereits seit dem Jahr 

1994 ist die Ukraine Mitglied des NATO-Programms „Partnerschaft für den Frieden“ 

(Nato 2024). Im Jahr 2009 nährte sich die Ukraine zudem durch das Östliche 

Partnerschaftsabkommen politisch und wirtschaftlich der EU an (Auswärtiges Amt 

2023). Im Jahr 2014 wurde das Assoziierungsabkommen verhandelt, welches 

umfassende Reformen in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und 

Wirtschaft beinhaltete. Die Entscheidung des damaligen Präsidenten Wiktor 

Janukowytsch, das Assoziierungsabkommen mit der EU nicht zu unterzeichnen und 

stattdessen die Beziehungen zu Russland zu vertiefen, führte zu Massenprotesten, 

welche brutal niedergeschlagen wurden (Tagesschau 2016). Daraus resultierte die 

Euromaidan-Revolution, bei der der pro-russische Präsident Janukowytsch gestürzt 

wurde. Russland nutzte die Gelegenheit, um die Kontrolle über die Krim zu 

übernehmen (Bundeszentrale für politische Bildung 2015). In einem umstrittenen 

Referendum, das unter russischer Militärpräsenz stattfand, stimmte die Mehrheit der 

Krimbewohner für den Anschluss an Russland (ebd.). Der ethnisch gemischte 

Landstrich, welcher nach der ukrainischen Verfassung als autonome Republik 

untrennbarer Teil der Ukraine ist, ist sowohl für Europa als auch für Russland 

strategisch wichtig (Schulz 2022). Damit startete nach Politologin Nunes die 

„militärische Spezialoperation“ Russlands, welche 2022 im Angriffskrieg mündete 

(Nunes 2024).  



     4 
 
 
 

Russland begann am 24. Februar 2022 mit Luft- und Raketenangriffen den Krieg 

gegen die Ukraine (ZDF 2023). Zusätzlich besetzten Putins Truppen Teile des Landes 

(ebd.). Seit dem Einmarsch wehrt sich die Ukraine mit Rückenwind aus der EU und 

NATO gegen die russische Aggression. So unterstützt auch Deutschland die Ukraine 

durch direkte Zahlungen, Waffen und humanitäre Hilfe (Bundesregierung 2024). Im 

Kontext des Angriffs Putins auf die Ukraine kündigte Bundeskanzler Olaf Scholz eine 

Zeitenwende der Außen- und Sicherheitspolitik Deutschlands an. Russland hält im 

Frühjahr 2024 etwa ein Fünftel der Ukraine besetzt (Kleine Zeitung 2024).  Nach dem 

jüngsten Lagebericht des Institute of the Study of War (ISW) wird der Krieg in 

mehreren Regionen mit unterschiedlichem Erfolg geführt, wobei auf beiden Seiten nur 

geringe Fortschritte zu verzeichnen sind (ISW 2024). In der Ukraine wird derzeit in 

mehreren Regionen gekämpft. Im Osten, insbesondere in den Oblasten Donezk und 

Luhansk, setzen die russischen Streitkräfte ihre Bemühungen fort, die Kontrolle zu 

erlangen. Auch im Nordosten, um Charkiw und Sumy, halten die Kämpfe an, da 

Russland versucht, die ukrainischen Truppen zurückzudrängen. In der Südukraine, vor 

allem in der Oblast Zaporizhzhya, konzentrieren sich die Kämpfe auf strategisch 

wichtige Gebiete wie Robotyne und die Halbinsel Kinburn. Die westlichen Regionen 

der Ukraine sind zwar nicht direkt in groß angelegte Bodenoffensiven verwickelt, 

werden aber weiterhin von russischen Luft- und Drohnenwaffen angegriffen (ebd.). 

 

2. Begriffsdefinition Außen- und Sicherheitspolitik 

Außenpolitik umfasst die politischen Interaktionen eines Staates mit dem Ziel, die 

eigenen Interessen gegenüber Staaten oder Staatenbündnissen zu beeinflussen und die 

eigenen Interessen durchzusetzen (Maull 2022). Außenpolitik wird somit als 

Interaktionsprozess verstanden. Sie umfasst die Bereiche Sicherheit und Militär, 

Wirtschaft und Handel, Kommunikation mit anderen Staaten, Krisenprävention, sowie 

die Klimaaußenpolitik und Geoökonomie (Auswärtiges Amt 2021). Im 

Zusammenhang mit dem Krieg zwischen Russland und der Ukraine ist insbesondere 

die Sicherheitspolitik als Teil der Außenpolitik zu thematisieren. Unter 

Sicherheitspolitik sind alle Maßnahmen zu verstehen, die geeignet sind, Konflikte 

zwischen Bürgern und Staaten zu verhindern, sowie die Unverletzlichkeit des Staates 

herzustellen und zu schützen. (Klein et.al. 2020).  
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3. Die Maxime der deutschen Außenpolitik: die Kultur der militärischen  

Zurückhaltung 

Die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik ist seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

von einer Kultur der militärischen Zurückhaltung geprägt. Im Folgenden werden die 

Ursprünge dieser Kultur beleuchtet, um zu eruieren, was sie ausmacht. 

 

a. Entmilitarisierung 

Nach dem Ersten Weltkrieg führten die Alliierten eine Entmilitarisierung des 

Rheinlandes durch (MacMillan 2020: 220). Sie reduzierten die deutsche Armee 

drastisch und verboten schwere Waffen und Luftstreitkräfte. Der Versailler Vertrag 

von 1919 sah die vollständige Entmachtung der deutschen Streitkräfte vor (ebd.). 

Diese Maßnahmen sollten vor allem weitere Konflikte verhindern (ebd.: 224f.). Unter 

den Bedingungen der Siegermächte wuchs der Hass auf die Nachbarländer, was 

schließlich zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs beitrug. 

Mit der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands endete der Zweite Weltkrieg 

(Lappenküper 2008: 1). Geprägt vom Ersten Weltkrieg, sollte nun eine endgültige 

Wiederholung der Geschichte unterbunden werden. Deutschland hatte keine eigene 

Souveränität und unterstand den Alliierten (Bierling 1999: 69). Ziel war es, künftige 

Aggressionen zu verhindern. Im Potsdamer Abkommen verständigten sich die 

Siegermächte der Vereinigten Staaten von Amerika (USA), der Sowjetunion und des 

Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Nordirland auf vier grundlegende 

Prinzipien für Deutschland: Entnazifizierung, Dezentralisierung, Demokratisierung 

und Demilitarisierung (ebd.: 1). Art. 3 des Potsdamer Abkommens schrieb die 

vollständige und endgültige Auflösung aller militärischen Organisationen sowie die 

Entziehung und Vernichtung aller Waffen, Munition und Kriegsgeräte vor. Darüber 

hinaus sollte die Rüstungsindustrie demontiert und die Waffenproduktion eingestellt 

werden. Die Kontrollratsdirektive Nr. 22 ordnete die Demontage und Zerstörung aller 

militärischen Produktionsanlagen an, in Verbindung mit der Kontrollratsdirektive Nr. 

38, die die Entmilitarisierung der deutschen Gesellschaft und Wirtschaft, 

einschließlich der Rüstungsindustrie, festlegte. Während die Alliierten sich in ihrem 

Ziel, Deutschland zu entmilitarisieren, einig waren, herrschte Unsicherheit über den 

politischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau (Wettig 1967: 7). 

Mit der Aufteilung Deutschlands in vier Besatzungszonen endete die politische 

Zusammenarbeit. Die Sowjetunion machte deutlich, dass sie 

Veränderungsmaßnahmen mit kommunistischer Tendenz durchführen wolle (ebd.). 



     6 
 
 
 

Ausschlaggebend für die heutige Außen- und Sicherheitspolitik ist die Teilung 

Deutschlands in ein westliches, liberales, demokratisches Lager unter der Führung der 

USA und ein östliches, sozialistisches Lager unter der Führung der Sowjetunion 

(Bierling 1999: 70f.). Das Ende der Zusammenarbeit der Siegermächte markierte den 

Ausstieg des sowjetischen Vertreters im Kontrollrat der Allliierten. Es folgte der 

sogenannte Kalte Krieg. 

 

b. Remilitarisierung Deutschlands 

Bereits in den 1940er Jahren begannen im Osten unter Führung der Sozialistischen 

Einheitspartei Deutschlands (SED) mit der sowjetischen Besatzungsmacht erste 

Aufrüstungsschritte und eine gesellschaftliche Militarisierung (Wenzke 2016). Auf 

Weisung Stalins wurden 1948 militärisch ausgebildete Polizeiverbände aufgestellt. 

Unter dem Deckmantel von Polizeieinheiten entstand so in begrenztem Umfang eine 

Rüstungsindustrie (Würz 2017).  

Im wachsenden Misstrauen gegenüber der Sowjetunion beschlossen die Westmächten 

1949 ihre Teile Deutschlands zur Bundesrepublik Deutschland (BRD) 

zusammenzuschließen. Das Grundgesetz (GG), das von den Alliierten als 

provisorische Verfassung für die BRD genehmigt wurde, ist prägend für die heutige 

(Außen- und Sicherheits-) Politik (Hellmann 2024: 125). Verankert im Grundgesetz 

reflektieren zahlreiche Artikel die Lehren der deutschen Nachkriegserfahrung (Art. 4, 

12, 24, 26, 73, 96, 115). Ausschlaggebend für die Sicherheitspolitik ist Art. 26 GG. 

Dieser legte klare Prinzipien und rechtliche Vorgaben für den zukünftigen Umgang 

mit militärischen Angelegenheiten und internationalen Beziehungen fest (vgl. 

Lappenküper 2008: 3; Varwick 2007: 248f.) Er verbietet die Vorbereitung von 

Angriffskriegen und stellt friedensgefährdende Handlungen unter Strafe. Zudem 

fordert er die Kontrolle der Waffenproduktion und des Waffenexports durch die 

Bundesregierung. Außerdem ist Art. 24 GG wesentlicher Bestandteil der 

Außenpolitik. Dieser erlaubt der BRD, sich zum Zwecke der Friedenssicherung in 

internationale Sicherheitssysteme wie die Vereinten Nationen einzugliedern und dabei 

Hoheitsrechte zu übertragen.  Ebenso zu nennen ist Art. 25 GG, welcher sicherstellt, 

dass allgemeine Regeln des Völkerrechts Bestandteil des Bundesrechts sind. Das 

Grundgesetz fördert eine Außenpolitik, die auf Konfliktvermeidung und Kooperation 

setzt. Vor allem aber eine Verpflichtung zur Friedenssicherung und zu kontrollierter 

und verantwortungsvoll eingesetzter militärischer Macht. 
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Wenig später im Oktober 1949 folgte die Gründung der Deutschen Demokratischen 

Republik (DDR).   

Mit Beginn des Koreakriegs 1950 wurde die Sowjetunion zunehmen vom Westen als 

Bedrohung wahrgenommen. Die Angst des Westens vor dem Osten führte dazu, dass 

eine starke Verteidigung des Westens als notwendig angesehen wurde (Wettig 1967: 

7). Aufgrund von Deutschlands geostrategischer Lage als Pufferzone des Westens, 

bekam die BRD eine besondere Rolle für die westlichen Länder (Bierling 1999: 92). 

Im Zusammenhang mit der europäischen Orientierung Adenauers (ebd.: 86), seinen 

Bemühungen um die Wiedererlangung der Souveränität der BRD einerseits (ebd.: 

82f.) und die Schaffung einer Sicherheitsgarantie für die BRD anderseits (Wittling 

2006: 15), kam es zu ersten Auseinandersetzungen über die Remilitarisierung der BRD 

(Bierling 1999: 88f.). Ab 1952 folgten harte Verhandlungen, die in den Pariser 

Verträgen mündeten und die Grundlage für die Wiederbewaffnung der BRD bildeten, 

welche die heutige Außen- und Sicherheitspolitik maßgeblich zementierten. Die 

Pariser Verträge traten am 5. Mai 1955 in Kraft und bestehen aus insgesamt elf 

Verträgen und Abkommen. Grundlage für die Remilitarisierung der BRD war die 

Einbindung in den Westen und eine Unselbständigkeit militärischer Handlungen der 

BRD (Wittling 2006: 18). Zusammenfassend wurde die BRD Bestandteil des 

Brüsseler Pakts und damit in die Westeuropäische Union aufgenommen, welches ein 

System gegenseitiger Rüstungskontrolle schuf, sowie eine automatische 

Beistandsverpflichtung bei militärischen Angriffen auf einen Partner vorsah. Parallel 

gab die Bundesregierung ihren Verzicht von atomaren, biologischen und chemischen 

Waffen zu Protokoll (Bierling 1999: 93ff.). Im Sinne einer doppelten Eindämmung - 

zum Schutz vor dem Kommunismus und zur Sicherheit der westlichen Länder vor der 

BRD - musste diese der North Atlantic Treaty Organization (NATO) beitreten, einem 

transatlantischen Sicherheitsbündnis, das sowohl sowjetische Aggressionen 

abschrecken als auch ein Wiedererstarken des deutschen Militarismus verhindern 

sollte (NATO 2022). Auch die Wiederaufnahme der Produktion bestimmter 

Rüstungsgüter unterlag im Sinne der Pariser Verträge 1954 einer strengen Kontrolle. 

Damit wurde die BRD Teil eines kollektiven Verteidigungssystems (Bierling 1999: 

104).  

Im Zuge der militärischen Integration der BRD erfolgte am 12. November 1955 die 

Gründung der Bundeswehr, die als Verteidigungsarmee zur Abschreckung der NATO 

beitragen sollte (Varwick 2007: 246). Damit fanden weitere Artikel nachträglich 

Einzug in das Grundgesetz, um die Eingliederung des Militärs in den demokratischen 
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Verfassungssaat zu gewährleisten (ebd.: 248). Darunter Art. 87a GG, welcher 

bestimmt, dass ein Auslandseinsatz der militärischen Streitkraft nur mit Zustimmung 

des Bundestags erfolgen darf.  So auch Art. 45 GG, welcher explizit Rechte für das 

Parlament einräumt, indem er einen Untersuchungsausschuss für den 

Verteidigungsausschuss erlaubt. Der Bundestag hat zudem Kontrolle durch die 

jährliche Genehmigung des Verteidigungshaushaltes der Bundeswehr. Die Kontrolle 

und Einbindung des Bundestags sollen ein selbstständiges Handeln der Exekutive 

unterbinden. Die Macht der Bundeswehr ist somit klar beschränkt. Sie dient als 

wichtiges Instrument der Friedenssicherung und als Beitrag der BRD zur Verteidigung 

im Bündnis (ebd.: 249). Die erste deutsche Streitmacht bestand aus 7.700 Soldaten 

(Bundeswehr 2024a). Die Bundeswehr entwickelte sich im Laufe des Kalten Krieges 

immer weiter fort und stellte in den 1980er Jahren die zweitgrößte westeuropäische 

Streitkraft (ebd.). Bereits 1959 leistete die Bundeswehr bis zum Ende des Kalten 

Krieges als Teil des kollektiven Sicherheitssystems umfangreiche Katastrophenhilfe, 

etwa in Marokko und Algerien (Zimmermann 2024: 1).  

Die Antwort der Sowjetunion auf den Beitritt der BRD in die Nato war 1952 die 

Gründung der Kasernierten Volkspolizei, welche sich im Verlauf des Kalten Kriegs 

zur Nationalen Volksarmee (NVA) entwickelte (Wenzke 2016). Die NVA verstand 

sich als bedeutendes Organ der DDR.  

Vierzig Jahre später kam es durch die schlechte wirtschaftliche Lage der DDR und die 

immer größerer werdende Unzufriedenheit der Menschen zum Zusammenbruch der 

DDR (Würz 2023). Die Mehrheit der Ostdeutschen forderte eine Wiedervereinigung 

mit der BRD (ebd.). Ebenso sprach sich der damalige Bundeskanzler der BRD Helmut 

Kohl für eine schnelle Wiedervereinigung aus (ebd.). Entscheidend für die heutige 

Außen- und Sicherheitspolitik Deutschlands sind der Zwei-plus-Vier-Vertrag und der 

Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag). Mit dem Zwei-

plus-Vier-Vertrag wurde der Übergang der DDR zur BRD besiegelt. Sowohl die 

beiden deutschen Staaten als auch die vier Siegermächte einigten sich auf die 

Bedingungen der Wiedervereinigung. Deutschland sollte ein souveräner Staat werden. 

Allerdings nur unter bestimmten Bedingungen. So musste das geeinigte Deutschland 

Teil der NATO werden (Petschow 2016). Darüber hinaus musste Deutschland die 

bestehenden Grenzen anerkennen, insbesondere die Oder-Neiße-Linie als Grenze zu 

Polen. Zudem musste Deutschland seine Streitmacht auf 370.000 Mann beschränken 

und versprechen, einen Angriffskrieg zu unterlassen. Die NVA der DDR wurde in die 

Bundeswehr entsprechend integriert (ebd.). Des Weiteren musste das geeinigte 
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Deutschland sich verpflichten, keine atomaren, biologischen oder chemischen Waffen 

zu besitzen oder zu entwickeln. Auch die Waffenproduktion und der Rüstungsexport 

unterlagen strengen Auflagen und Kontrollen, um sicherzustellen, dass Deutschland 

keine Bedrohung für den Frieden in Europa darstellen würde (ebd.). Darauffolgend 

wurde für ein militärisches Gleichgewicht in Europa der KSE-Vertrag am 19. 

November 1990 beschlossen. Sein Ziel war es, Stabilität und Sicherheit in Europa zu 

schaffen und einen Überraschungsangriff zu verhindern.  Dafür legte der KSE-Vertrag 

spezifische Obergrenzen für konventionelle Waffen (Panzer, Kampfflugzeuge, 

Artilleriesysteme, Angriffshubschrauber) fest. Deutschland musste im Rahmen dessen 

seine Truppen reduzieren und überschüssige Waffen zerstören. Die Verflechtung 

Deutschlands in ein internationales Netz prägte die Außenpolitik maßgeblich.  

 

c. Etablierung der Bundeswehr und Rüstungspolitik 

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands strebte die BRD nach Souveränität und 

Anerkennung als Mitglied der internationalen Gemeinschaft (Hellmann 2024: 120). 

Geprägt vom Westintegrationskurs Adenauers (Hilz 2017: S.26ff.; Wettig 1967:15), 

wurde in den Folgejahren der Verankerung der BRD in das internationale Geflecht 

außenpolitische Priorität beigemessen (Hellmann 2024: 123). Insbesondere die 

Festigung der NATO-Beziehung sowie die Eingliederung in die EU.  

Obwohl die Sicherheitsherausforderungen, mit der sich die NATO konfrontiert sah, 

sich veränderten (NATO 1991), spielte sie für die Wiederherstellung der deutschen 

Souveränität eine entscheidende Rolle (Morgen 2019; Hellmann 2017: 123). Auch 

nach dem Kalten Krieg blieb es das Ziel der NATO, die liberalen Grund- und 

Bürgerrechte, aus denen sich Rechtsstaatlichkeit, demokratische Partizipation und 

Marktwirtschaft ableiten, zu schützen und zu sichern (NATO 1991). Nach der 

bipolaren Blockkonfrontation wurde das klassisch eindimensionale 

Verteidigungsbündnis auf die Aufgabenfelder der Krisenprävention und des 

Krisenmanagements ausgeweitet (Morgen 2019). Mit der Aufnahme osteuropäischer 

Länder wie Polen, der Tschechischen Republik und Ungarn, hat sich die 

transatlantische Wertegemeinschaft von einem System der kollektiven Verteidigung 

zu einem System der kollektiven Sicherheit entwickelt (NATO 1991). 

Im Rahmen der integrierten Militärstruktur ist einer der Kernaufgabe der Bundeswehr 

die Bündnisverteidigung (Bundeswehr 2022). Die Bundeswehr positionierte sich klar 

als Teil der internationalen Sicherheitspolitik (Bundeswehr 2024b). Im Oktober 1991 

folgte der erste Einsatz des geeinten Deutschlands in Kambodscha (Bundeswehr 
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2024). Ziel des Einsatzes war nicht militärischer Natur, sondern das Land sollte in 

seinem friedlichen demokratischen Weg unterstützt werden (Bundeswehr 2024). In 

Anbetracht der umfassenden humanitären Hilfe Westdeutschlands im Kalten Krieg 

wurden die internationale An- und Aufforderung, sich aktiv bei der Bewältigung von 

Krisen und Konflikten in internationalen Friedenseinsätzen („out-of-area“-Missionen) 

des geeinten Deutschlands zu beteiligen, immer größer (Bundeswehr 2024; Hellmann 

2017: S.125; Zimmermann 2024: 1). Deutschland stand unter dem Druck, den 

internationalen Erwartungen gerecht zu werden. Gleichzeitig sah es sich gebunden an 

die im Grundgesetz verankerte Kultur der militärischen Zurückhaltung (Hellmann 

2017: S.125). Es folgte der in Deutschlands stark umstrittene, bewaffnete Einsatz 1993 

in Somalia (Bundeswehr 2024). Dies war Grundlage für die damalige 

Oppositionsfraktion, bestehend aus der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und 

der Freien Demokratischen Partei, Verfassungsbeschwerde einzureichen mit Verdacht 

auf einen nicht verfassungskonformen Einsatz der Bundeswehr ohne 

Grundgesetzänderung (Bundeswehr 2024b; Zimmermann 2024: 2). Das 

Bundesverfassungsgericht erklärte 1994 Auslandseinsätze für zulässig, solange sie im 

Rahmen des kollektiven Sicherheitssystems mit vorheriger Zustimmung einer 

einfachen Mehrheit des Bundestags erfolgen (Bundesverfassungsgericht 1994).  

Zum aktiven Einsatz der Bundeswehr muss die Rüstungspolitik mitgedacht werden, 

welcher zur Sicherheitspolitik zählt und damit als wesentlicher Bestandteil zur 

Gewährleistung der nationalen und internationalen Sicherheit angesehen wird (Gabriel 

2014: 352). Unter Rüstungsgütern sind Waren zu verstehen, die dazu bestimmt sind, 

von Streitkräften in organisierten militärischen Auseinandersetzungen eingesetzt zu 

werden (Brzoska 2017: 756). Deutschland hat sich nach dem Ende des Kalten Krieges 

zum Ziel gesetzt, durch die Beschränkung des internationalen Waffenhandels zu einer 

präventiven und kooperativen Sicherheitspolitik beizutragen (Gabriel 2014: 355).  

Vor dem Hintergrund des Russland-Ukraine-Krieges kommt der 

Rüstungsexportpolitik eine besondere Bedeutung zu. Hauptverantwortlich ist die 

Bundesregierung, explizit der geheim tagende Bundessicherheitsrat. Den rechtlichen 

Rahmen für Rüstungsexporte bilden neben Art. 26 II GG, der im 

Kriegswaffenkontrollgesetz (KrWaffKontrG) näher ausgeführt wird, die 

Außenwirtschaftsverordnung (AWV), sowie die Politischen Grundsätze der 

Bundesregierung für den Rüstungsexport. Anforderungen des Exports von 

Kriegswaffen an Drittländer (Länder, die nicht zum Bündnis dazugehören) werden in 

den politischen Grundsätzen festgehalten. So erfolgt eine Lieferung von Kriegswaffen 
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im Sinne des KrWaffKontrG und AWV nur, wenn besondere außen- und 

sicherheitspolitische Interessen der BRD vorliegen (Bundesministerium für Wirtschaft 

und Verteidigung 2024: 6). Abs. III Nr. 5 der Politischen Grundsätze der 

Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern legt 

zudem fest, dass genehmigungspflichtige sonstige Rüstungsgüter im Sinne des AWG 

nur exportiert werden, wenn keine Gefährdung des friedlichen Zusammenlebens der 

Völker oder der auswärtigen Beziehungen vorliegen (ebd.: 6). Außerdem werden 

Kriegswaffen nach Abs. III Nr. 7 nicht genehmigt, wenn die Rüstungsgüter zu einem 

Auslösen, Aufrechterhalten oder Verschärfen des Konflikts führen (ebd.: 7). Eine 

Ausnahme von dieser Regel bildet Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen, welcher 

beim individuellen und kollektiven Selbstverteidigungsrecht greift, bis der 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erforderliche Maßnahmen ergreift. Darüber 

hinaus erfolgt kein Export bei internen Auseinandersetzungen oder dem Verdacht des 

Missbrauchs der Güter zu inneren Repressionen (ebd.: 7). Bei der Entscheidung, ob 

Kriegswaffen geliefert werden, wird zudem das bisherige Verhalten des 

Empfängerlandes berücksichtigt (ebd.: 7).  

 

d. Risse in der Kultur der militärischen Zurückhaltung 

Während der „out-of-area“-Einsatz der Bundeswehr im Golfkrieg 1991 noch zögerlich 

verlief und stark von einer Kultur der militärischen Zurückhaltung geprägt war 

(Bundesarchiv 2023; Bundeswehr 2024c), zeigten sich in den folgenden „out-of-area“-

Einsätzen der Bundeswehr erste Risse in der Kultur der militärischen Zurückhaltung. 

Bereits seit 1990 hatte sich der Konflikt auf dem Balkan zunehmend zu einem 

Brennpunkt entwickelt (Bundeswehr 2024c). Nachdem die United Nations Protection 

Force (UNPROFOR) den Konflikt nicht entschärfen konnte, erklärte sich die 

Bundesregierung bereit, UNPROFOR logistisch zu unterstützen (Bundeswehr 2024). 

Im Rahmen der Operation Allied Force der NATO 1999 beteiligte sich die 

Bundeswehr erstmals nach dem Zweiten Weltkrieg mit militärischem Einsatz durch 

Tornado-Kampfflugzeuge (Bundeswehr 2024a). Befürworter rechtfertigten die 

Abweichung von der praktizierten militärischen Zurückhaltungskultur mit den 

schweren Menschenrechtsverletzungen im Kosovo und betonten die Notwendigkeit 

einer humanitären Intervention (Deutscher Bundestag 1999). Kritiker tadelten jedoch 

das fehlende UN-Mandat und stellten dadurch die völkerrechtliche Grundlage in Frage 

(Bundeswehr 2024a). Der aktive Kampfeinsatz der ursprünglich reinen 

Verteidigungsarmee markiert einen Wendepunkt in der Politik der militärischen 
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Zurückhaltung und der deutschen Nachkriegsgeschichte. Er symbolisierte den 

Übergang und die Bereitschaft von einer strikt defensiven Militärpolitik zu einer 

Politik, die auch offensive Maßnahmen in Betracht zieht, wenn sie als notwendig zur 

Wahrung internationaler Stabilität und zur Verhinderung humanitärer Katastrophen 

angesehen werden. Damit legte der Kosovo-Einsatz sowohl in der deutschen 

Öffentlichkeit als auch im Politischen die Grundlage für zukünftige Debatten über die 

Rolle der Bundeswehr in internationalen Konflikten und die Grenzen militärischer 

Interventionen Deutschlands (vgl. Wagner 2009).  

Auch die selbsterlegten Grundsätze der Rüstungsexportpolitik werden nicht 

konsequent durch die Bundesregierung eingehalten. So wurden von Deutschland 

Rüstungsexporte in Spannungsgebiete genehmigt, wie z.B. an Länder, die am Jemen-

Krieg beteiligt sind. (Klug 2022).  

 

e. Fortbestehen der militärischen Zurückhaltungskultur? 

Es folgten weitere bewaffnete Einsätze im Rahmen der NATO ähnlicher Natur im 

Horn von Afrika, Mali, Afghanistan, Libanon, Südsudan und im Mittelmeer 

(Bundesministerium der Verteidigung 2022).  

Obwohl ein Bröckeln der militärischen Zurückhaltungskultur deutlich wird, wurde ihr 

Fortbestehen in der politischen Arena immer wieder betont (vgl. Hartenstein 2015: 

22ff.; Hellmann 2014: S.207ff.; Link 2014: 292ff.; Müller 2016; Stengel 2023: 4ff.). 

Es galt das Motto: Es solle sich zwar mehr international beteiligt werden, aber man 

dürfe dabei nie die eigene Historie vergessen. So appellierte der damalige 

Bundeskanzler Schröder im Irak für einen friedlichen Lösungsweg und lehnte eine 

militärische Intervention entschieden ab (Bundestag 2003). Ebenso betonte der 

damalige Außenminister Fischer in seiner Amtszeit die Bedeutung der Diplomatie und 

Verhinderung von Krieg (Bundesregierung 2001). Unter der Kanzlerschaft von 

Angela Merkel setze sich diese Haltung fort (Hellmann 2017: 207). Merkel betonte 

wiederholt, dass Deutschland seine Rolle in der Weltpolitik zwar wahrnehmen, dabei 

aber seine historische Verantwortung und Prinzipien der Zurückhaltung nicht 

vergessen solle. Im Jahr 2012 äußerte Außenminister Westerwelle: „Die Kultur der 

militärischen Zurückhaltung ist zeitgemäßer denn je.“ (Auswärtiges Amt 2012).  

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Kultur der militärischen 

Zurückhaltung Deutschlands ein historisch gewachsenes Phänomen ist, das 

maßgeblich von den Alliierten nach dem Zweiten Weltkrieg etabliert wurde, um ein 
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erneutes Machtstreben Deutschlands zu verhindern. Diese Zurückhaltung ist tief in 

den politischen Strukturen Deutschlands verankert, insbesondere durch das 

Grundgesetz, sowie die Mitgliedschaft in Institutionen wie der NATO und der EU. 

Die militärische Zurückhaltung ist dabei mehr als nur eine politische Strategie. Sie ist 

ein normatives Selbstverständnis, das Deutschland als eine Nation positioniert, die 

militärische Gewalt nur als letztes Mittel und stets im Rahmen internationaler 

Bündnisse einsetzt. Diese Zurückhaltung spiegelt sich in der strikten Ablehnung von 

Alleingängen wider und betont die Bedeutung von multilateraler Zusammenarbeit. Die 

Verpflichtung zu einem gemeinsamen und abgestimmten Handeln in internationalen 

Krisen, besonders innerhalb der NATO, ist ein zentrales Element dieser Kultur. 

Deutschland versteht sich daher als Akteur, der militärisches Engagement nur in enger 

Abstimmung mit seinen Partnern und innerhalb eines klar definierten rechtlichen und 

politischen Rahmens betreibt. 
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III. Forschungsdesign 
Dieser Abschnitt erläutert das Forschungsdesign der vorliegenden Arbeit. Zunächst 

wird der theoretische Rahmen des Sozialkonstruktivismus beschrieben, der die 

Grundlage für die Analyse bildet. Im Anschluss daran wird die gewählte Methodik der 

Diskursanalyse detailliert vorgestellt, die es ermöglicht, die Entwicklungen und 

Dynamiken des parlamentarischen Diskurses im Kontext der deutschen Außenpolitik 

zu untersuchen. 

 

1. Theorie 
Konstruktivismus ist ein Sammelbegriff, der verschiedene erkenntnistheoretische 

Konzepte umfasst. Trotz der Vielfalt an Ansätzen lassen sich drei grundlegende 

Annahmen als gemeinsamen Nenner identifizieren (vgl. Engelkamp 2014: 8ff.; 

Martinsen 2014: 6f.; Weller, 2003:109). Erstens wird in konstruktivistischen Theorien 

die Auffassung vertreten, dass die Welt sowohl in materieller als auch in sozialer 

Hinsicht konstruiert ist. Die Vorstellungen sowie die Wahrnehmung der Welt können 

variieren, selbst wenn sie sich auf dieselbe Realität beziehen (Barnett 2020: 195; 

Weller 2003: 110). Die Realität ist folglich beobachtungsabhängig (vgl. Barnett 2020; 

Jetschke 2017; Engelkamp 2014; Martinsen 2014; Weller 2003/2004; Wendt 1992). 

Des Weiteren ist die Art und Weise, wie die Welt gedeutet wird, abhängig vom 

jeweiligen kulturellen Kontext. Normen und Ideen dienen als Leitlinie für das 

Verhalten der Akteure und beeinflussen deren Interessen und Identitäten (vgl. Jetschke 

2017: 240). Drittens besteht eine Wechselwirkung zwischen Akteuren und Strukturen. 

Akteure formen durch ihr Handeln Strukturen, welche wiederum die Handlungen und 

Identitäten der Akteure beeinflussen (Auth 2014: 191; Jetschke 2017: 240ff.).  

Von besonderer Relevanz ist in den Internationalen Beziehungen der 

Sozialkonstruktivismus (vgl. Jetschke 2017: 227f.). Dieser widmet sich den sozialen 

Prozessen und Mechanismen, die zur Konstruktion gesellschaftlicher Wirklichkeit 

beitragen. Der Sozialkonstruktivismus zielt sowohl auf die Erklärung der internen 

Umwelt eines Staates über seine Repräsentanten und Ziele als auch auf die Rolle des 

Staates in der transnationalen Umwelt ab (Weller 2003: 113). Damit bietet er eine 

wertvolle Perspektive zur Analyse der komplexen Wechselwirkungen und der 

fortlaufenden Konstruktion sozialer Realitäten. Somit lassen sich politische Strukturen 

und Institutionen besser verstehen und Veränderungen in diesem Bereich 

nachvollziehen (Barnett 2020: 193). In diesem Zusammenhang wird davon 

ausgegangen, dass staatliches Verhalten von Wissensstrukturen beeinflusst wird, die 
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sowohl flexibel als auch formbar sind. Diese Wissensstrukturen determinieren folglich 

die Konstruktion und Interpretation der individuellen Welt (vgl. Barnett 2020: 196; 

Jetschke 2017: 237f.). Diese Strukturen werden als sozial bezeichnet, weil sie aus den 

kollektiven Erfahrungen, Überzeugungen und Interaktionen der Menschen in einer 

Gesellschaft hervorgehen (ebd.: 283). Sie sind das Resultat kontinuierlicher sozialer 

Prozesse, in deren Verlauf Bedeutungen und Interpretationen gemeinsam 

ausgehandelt werden. Die sozialen Strukturen, in die staatliches Handeln eingebettet 

ist, basieren auf fünf zentralen, wissensbasierten Konzepten: Normen, Ideen, Kultur, 

Identität und soziale Praktiken (vgl. Barnett 2020: 196; Jetschke 2017: 238). Diese 

Konzepte prägen das Verhalten der Akteure und beeinflussen die Gestaltung der 

politischen Realität.  

 

Normen 

Normen entwickeln sich aus einer gesellschaftlichen Wertvorstellung und definieren 

soziale Verhaltensstandards (Klein et al. 2020). Dies impliziert, dass Normen in 

Abhängigkeit von der jeweiligen Situation definiert werden und vorgeben, wie sich 

ein Akteur in einer spezifischen Situation zu verhalten hat (vgl. Jetschke 2017: 240). 

Normen werden durch Regeln geformt (Barnett 2020: 197). Die Regeln legen fest, 

welche Handlungen als angemessen oder legitim angesehen werden und bilden somit 

die Grundlage für das Verhalten von Akteuren in einem bestimmten Kontext (ebd.) In 

der internationalen Politik beeinflussen Normen das Verhalten von Staaten, indem sie 

Erwartungen hinsichtlich des angemessenen Verhaltens von Staaten in der 

internationalen Gemeinschaft setzen (vgl. Finnemore 1996: 2 ff.).   

 

Ideen  

„Ideen sind geistige Abstraktionen konkret erfahrbarer Phänomene oder auch 

Weltbilder, die allgemeiner oder spezifischer Art sind“ (Jetschke 2017: 240). Sie 

stellen ein wesentliches Element der Identität eines Staates dar. Sie beeinflussen 

maßgeblich die Definition der Position eines Staates in der Welt, die Wahrnehmung 

seiner Interessen sowie die Gestaltung seiner Handlungen in der internationalen Arena 

(ebd.). 
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Kultur  

„Kultur ist die Gesamtheit der Ideen und Normen innerhalb einer Gruppe“ (ebd.: 238). 

In der Kultur sind Idee und Normen institutionalisiert und manifestieren sich in Form 

von Wissen über die Selbstwahrnehmung, sowie die Wahrnehmung fremder Gruppen 

durch Akteure (ebd.: 239). Der Konstruktivismus, wie ihn Barnett versteht, betont, 

dass eine Kultur entscheidenden Einfluss auf das Verhalten und die Handlungen von 

Menschen ausübt (Barnett 2020: 198). Die Art und Weise, wie Individuen die Welt 

wahrnehmen und in ihr handeln, wird maßgeblich durch die gemeinsamen Normen, 

Werte und Überzeugungen einer Kultur geprägt. Folglich lässt sich menschliches 

Handeln nicht allein als eine materielle Gegebenheit charakterisieren, sondern ist 

vielmehr durch den jeweiligen kulturellen Kontext sowie die damit verbundenen 

Wissensstrukturen definiert (Jetschke 2017: 237 f). 

 

Identität 

Nach Wendt haben Staaten eine kollektive Identität, welche sich aus gemeinsamen 

Werten, Normen und Praktiken zusammensetzt (Wendt 1999: 228f.). Diese wird durch 

soziale Interaktionen und Kommunikationen konstruiert. Sie ist nach Wendt eine 

Erwartung über das Selbst (ebd.: 397). Diese kollektive Identität beeinflusst das 

Verhalten von Staaten und ihre Handlungen in der internationalen Arena (vgl. Jetschke 

2017: 239). „Wie Akteure eine Realität wahrnehmen, und welche Interessen sie 

herausbilden, hängt in erster Linie damit zusammen, welche Identität sie haben“ (ebd.: 

239).  

 

Soziale Praktiken 

Soziale Praktiken sind wiederkehrende Verhaltensweisen, die auf praxeologischem 

Wissen basieren (ebd.: 240).  Sie bilden die Grundlage für das Verständnis von 

sozialen Normen, Werten und Verhaltensweisen innerhalb einer bestimmten Gruppe. 

Somit sind sie integrale Bestandteile des sozialen Lebens und prägen maßgeblich die 

Struktur sozialer Gemeinschaften. Infolge der Übernahme und Adaption sozialer 

Praktiken manifestieren sich Institutionen (ebd.: 240). Der Prozess der 

Institutionenbildung demonstriert, wie soziale Praktiken und das damit verbundene 

Wissen die Struktur und Funktionsweise von Gemeinschaften prägen können.  
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2. Methodisches Vorgehen 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage wurde die wissenssoziologische 

Diskursanalyse nach Keller in Verbindung mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach 

Mayring genutzt. Im Folgenden soll das methodische Vorgehen aufgezeigt werden. 

 

a. Vorgehen der wissenssoziologischen Diskursanalyse nach Keller 

Keller schlägt folgende Schritte einer wissenssoziologischen Diskursanalyse vor. Im 

ersten Schritt wird der zu untersuchende Diskurs definiert (Keller 2011: 149). Eine 

einheitliche Definition des Diskursbegriffes existiert nicht. Im Folgenden werde ich 

den Diskursbegriff nach Jim George nutzen. Inspiriert von Foucaults Arbeiten 

definiert George (1994) Diskurs als den Gebrauch von Sprache, der Kommunikation 

über Wertvorstellungen und Sinngebung vermittelt und Interaktionen in sozialen 

Situationen und spezifischen Kontexten erfordert (George 1994: 30). Zu beachten ist 

dabei, dass Diskurse „einen gewissen Abstraktionsgrad von alltäglich-privaten-

Kommunikations- und Interaktionsprozessen haben. Sie sind in besonderen Settings 

institutionalisiert und beruhen auf einer interessensbezogenen, bewusst betriebenen 

Interpretationsarbeit“ (Keller 2011: 143). Der zu untersuchende Diskurs kann dabei 

thematisch, bühnenspezifisch und akteurbezogen eingegrenzt werden (ebd.: 149). 

Darauffolgend soll eine konkrete Fragestellung an den Diskurs formuliert werden. Im 

zweiten Schritt werden das Erhebungsverfahren und das entsprechende 

Auswertungsverfahren festgelegt (ebd.: 149f.). Hier erfolgt die Zusammenstellung der 

Textsamples, die in der Analyse analysiert werden soll (ebd.: 150). Darauf aufbauend 

muss im dritten Schritt die Auswahl der zu analysierenden Dokumente diskursiv 

begründet werden (ebd.). Dabei sind der Untersuchungszeitraum und der 

Untersuchungsgegenstand in Bezug auf den zu untersuchenden Diskurs zu begründen 

(Grenzziehungsproblematik) (ebd.: 151). Zudem muss begründet werden, inwiefern 

aus dem ausgewählten Textkorpus auf eine Generalisierung des Diskurses geschlossen 

werden kann (Geltungsproblematik) (ebd.). Im Sinne des methodologischen 

Selbstverständnisses ist die Diskursanalyse keine spezifische Methode, sondern nach 

Keller eine Forschungsperspektive (Keller 2003: 208). Deshalb muss in einem vierten 

Schritt für die Feinanalyse des Textsamples die Auswertungsmethode gewählt werden 

(Keller 2011: 152). Dabei richtet sich die einzusetzende Auswertungsmethode immer 

nach dem zu untersuchenden Aspekt, der im Diskurs untersucht werden soll (ebd.: 

151). Die Feinanalyse hat das Ziel, Deutungsmuster und Sinnzuschreibungen 

kenntlich zu machen.  Deutungsmuster sind wiederkehrende Argumentationsweisen 
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über die Natur des Problems. Sie bilden die Bausteine von Diskursen (ebd.: 128). 

Nachdem die Deutungsmuster identifiziert wurden, erfolgt nun die Zusammenfassung 

in Diskurse, welche anschließend mit Hilfe der Theorie auf die Fragestellung 

untersucht werden. 

 

b. Reflexion der wissenssoziologischen Diskursanalyse  

Vorteil der wissenssoziologischen Diskursanalyse ist die mögliche Anwendung auf 

Mikro- und Makroebenen (vgl. ebd.: 149). Dadurch ist sie in der Lage, die 

verschiedenen Ebenen, auf denen Diskurse operieren, zu berücksichtigen. Dabei kann 

vor allem die Diskursanalyse untersuchen, welche Veränderungen Diskurse im Laufe 

der Zeit erfahren (ebd.: 148). Zudem zeigen sich vergleichsweise schnell 

datenbezogenen Sättigungseffekte. Das heißt, dass für bestimmte Forschungsfragen 

oft nur wenige Interviews oder Texte analysiert werden müssen, um das 

Untersuchungsfeld ausreichend zu erfassen (Keller 2003: 220).  

Allerdings müssen Forschende bei der Anwendung der wissenssoziologischen 

Diskursanalyse zwei Problematiken stets beachten: die Geltungsproblematik und die 

Grenzziehungsproblematik (Keller 2011: 150ff.). Die Geltungsproblematik beschreibt 

das Problem, dass Forschende begründen müssen, wieso und inwiefern aus dem 

ausgewählten Textkorpus allgemeine Aussagen über den Diskurs getroffen werden 

können (ebd.: 151). Einhergehend müssen dabei gewählter Untersuchungszeitraum, 

Untersuchungsgegenstand, die vorgenommene Reduktion, Kontextualisierung des 

auszuwertenden Materials und die Zuordnung der Dokumente in dem zu 

untersuchenden Diskurs begründet werden (Grenzziehungsproblematik) (ebd.: 150). 

Darüber hinaus muss der Forschende stets über den Forschungsprozess reflektieren 

und Auswertungsstrategien wählen, „die methodisch kontrollierbaren Vorurteile 

ausschließen, sowie systematisch die Erzeugung und Selektion von 

Textinterpretationen erlauben“ (ebd.: 152). Ziel ist es, die Datenmenge so zu 

verdichten, dass sie überschaubar ist, aber gleichzeitig noch die relevanten 

Informationen herausfiltert, um diese in der Feinanalyse zu untersuchen (Keller 2003: 

217f.). Die Datenreduktion muss dabei kontrolliert erfolgen, um sicherzustellen, dass 

keine wichtigen Informationen verloren gehen und die Analyse aussagekräftig bleibt 

(ebd.: 218). 
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c. Datenerhebung 
Im Folgenden soll die Datenerhebung dargestellt werden. Diese basiert auf dem 

methodischen Vorgehen Kellers, welches vorangehend vorgestellt wurde.  

Zentraler Textkorpus der vorliegenden Arbeit bilden die Reden der Politiker*innen1 

innerhalb der parlamentarischen Debatten im Deutschen Bundestag im Kontext des 

Russland-Ukraine-Kriegs. Diese lassen sich in Form des Textes aus den 

Stenografischen Berichten des Deutschen Bundestags entnehmen. Die Verwendung 

von Primärquellen - also Zeugnissen aus erster Hand - ermöglicht eine hohe Validität 

der Untersuchung. In den Stenografischen Berichten des Bundestags werden exakte 

schriftliche Wiedergaben der Plenardebatten und Reden in Textform festgehalten. 

Grund für die bevorzugte Form ist, dass der Fokus auf den Inhalt der Reden und 

argumentativen Strukturen liegt, unabhängig von narrativen oder emotionalen 

Elementen. Diese Konzentration auf das Argumentative unterstützt eine objektive 

Bewertung und erleichtert die Identifikation von Diskursen. Entscheidender Vorteil 

für die Nutzung bereits vorhandener Daten ist, dass mögliche Fehlerquellen bei der 

Datenerhebung minimiert werden (Hoffmann 2018). Dies erhöht die Reliabilität der 

Ergebnisse.  

Keller schlägt zum Auswahlverfahren der Korpusbildung eine erste Orientierung 

durch wichtige Orte oder Akteure in einer Diskursarena vor (Keller 2013: 52). Eine 

erste Auswahl erfolgte zeitlich und thematisch. So bildete der vorläufige Textkorpus 

alle Debatten ab dem Jahr 2022 bis Juni 2024, die sich im Kontext des Russland-

Ukraine-Krieges verorten ließen. Um einen bearbeitbaren Textumfang zu erhalten, 

muss nun dieser Datenkorpus theoriegeleitet reduziert werden (Keller 2011: 79ff.).  

In einem nächsten Schritt wurden zur Reduktion folgende Maßstäbe gebildet, um die 

Datenmenge sinnvoll zu reduzieren. Zunächst wurde die Auswahl der Debatten 

reduziert. Dabei wurden Debatten nur berücksichtigt, welche sich konkret mit dem 

außenpolitischen Handeln Deutschlands im Rahmen des Krieges beschäftigen. Anders 

gesagt, alle Debatten, die sich mit den innenpolitischen Maßnahmen bzw. der inneren 

Sicherheit beschäftigen, wurden ausgeschlossen. Darunter zählen beispielsweise die 

Aufrüstung der Bundeswehr oder Gesetzesänderungen. Grund für die Fokussierung ist 

einerseits, dass nach Sichtung dieser diese Themen oftmals bereits die Umsetzung 

 
1 Im Rahmen der vorliegenden Bachelorarbeit soll im Sinne einer geschlechterneutralen Schreibweise 

das Gender-Sternchen* verwendet werden. Diese Schreibeweise inkludiert, anders als das generische 

Maskulin, neben Frauen auch alle Menschen, die sich nicht in einer der binären Geschlechterkategorien 

verorten können oder wollen. 
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politischer Entscheidungen behandeln und daher wenig Aufschluss über die 

grundlegenden Argumente dafür oder dagegen bieten. Durch diese Reduzierung wird 

sichergestellt, dass die analysierten Dokumente direkt zur Beantwortung der 

Forschungsfrage beitragen. Anderseits wird so die Kohärenz der Dokumente 

sichergestellt. Durch eine einheitliche Grundlage wird die Vergleichbarkeit der 

Ergebnisse erleichtert, wodurch es möglich wird konsistente Schlüsse zu ziehen. 

Außerdem fällt nach der Sichtung der Debatten über innere Anpassungsmaßnahmen 

auf, dass diese oftmals wiederkehrende Thematiken behandeln, welche bereits in 

vorangegangenen Debatten aufgegriffen wurden. Diese Redundanz kann vermieden 

werden, indem der Fokus auf Debatten gelegt wird, die spezifische Aspekte der 

Außenpolitik beleuchten.  

Nach dieser ersten Eingrenzung erfolgte eine weitere zeitliche Eingrenzung. Aus 

jedem Kriegsjahr wurde eine Debatte genommen, um eine möglichst gute Verteilung 

zu haben, um Rückschlüsse auf das Fortbestehen und die Entwicklung zu haben. Aus 

diesen Reduzierungen ergaben sich die folgenden drei parlamentarischen 

Plenardebatten:  

 

• Debatte zur Lieferung schwerer Waffen an die Ukraine aus dem Jahr 2022 

• Debatte um die Forderung nach einer „Friedensinitiative“ für Ukraine und 

Russland aus dem Jahr 2023 

• Plenardebatte über den russischen Krieg gegen die Ukraine aus dem Jahr 2024 

 

Daraus ergeben sich 11 Reden aus dem ersten Antrag, 32 Reden aus dem zweiten 

Antrag und 19 Reden aus dem dritten Antrag. Insgesamt dienen somit 62 

parlamentarische Reden als Textsample.  

 

d. Datenauswertung 

Die Datenauswertung dieser Arbeit basiert auf der qualitativen Inhaltsanalyse nach 

Mayring. Obwohl es keine einheitliche Definition dieser Methode gibt (Mayring 2022: 

11), herrscht Einigkeit darüber, dass ihr Hauptziel die Analyse von 

Kommunikationsmaterial ist (ebd.). Das bedeutet, dass sich die Inhaltsanalyse auf die 

Übertragung von Symbolen konzentriert (ebd.: 12). Diese Kommunikation muss in 

der Inhaltsanalyse in irgendeiner Form dokumentiert sein, etwa in Texten (ebd.: 12). 

Um subjektive Interpretationen zu vermeiden und den Anforderungen 

sozialwissenschaftlicher Methoden gerecht zu werden, erfolgt die Inhaltsanalyse 
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systematisch nach klar definierten Regeln (ebd.: 13). Dieses systematische Vorgehen 

zeigt sich insbesondere in der theoriegeleiteten Analyse (ebd.: 13). Dabei werden 

Erfahrungen und Erkenntnisse anderer Forschungen zum untersuchten Thema 

berücksichtigt (ebd.: 13). Durch das regelgeleitete Vorgehen wird das 

Ausgangsmaterials in Analyseeinheiten zerlegt und schrittweise bearbeitet (ebd.: 

49f.). Im Folgenden wird das Modell der qualitativen Inhaltsanalyse (ebd.: 53ff.) 

erläutert.  

 

I) Bestimmung des Ausgangsmaterials 

Schritt 1: Festlegung des Materials 

„Zunächst muss genau definiert werden, welches Material der Analyse zugrunde 

liegen soll“ (ebd.: 53). Für die Beantwortung der Forschungsfrage wurden spezifische 

parlamentarische Reden herangezogen (s.o.). Wie bereits im vorangegangenen Kapitel 

gezeigt, wurden die Reden nach der Relevanz des Themas und des Zeitraums 

ausgewählt. Nicht entscheidend war dabei, zwischen bestimmten Akteuren in der 

politischen Arena zu differenzieren. Der parlamentarische Diskurs soll in seiner Gänze 

erfasst werden. Deshalb sind sowohl Regierungsvertreter*innen als auch 

Oppositionspolitiker*innen von Bedeutung. Indem sowohl die Beiträge von 

Regierungs- als auch Oppositionspolitikern einbezogen werden, lässt sich ein 

umfassendes Bild des politischen Diskurses gewinnen, das Aufschluss darüber gibt, 

wodurch sich die außenpolitische Ausrichtung gewandelt hat. 

 

Schritt 2: Analyse der Entstehungssituation 

Die Reden der Abgeordneten erfolgten im Rahmen einer parlamentarischen Debatte, 

welche im Kontext des Russland-Ukraine-Kriegs für die Außenpolitik Deutschlands 

eine Rolle spielten. Erster Analysegegenstand bildet die Bundestags-Debatte aus dem 

Jahr 2022, welche auf Antrag der Unionsfraktion unter dem Titel „Frieden und Freiheit 

in Europa verteidigen – Ukraine jetzt entschlossen mit schweren Waffen unterstützen 

(Drucksache 20/3490)“ zustande kam (Bundestag 2022). Kernanliegen der Debatte ist 

die Frage ob, wie, in welchem Umfang und womit Deutschland die Ukraine 

unterstützen soll (Bundestag 2022). 

Der zweite Analysegegenstand ist eine Debatte aus dem Jahr 2023, die auf den Antrag 

der AfD „Deutschlands Verantwortung für Frieden in Europa gerecht werden – Eine 

Friedensinitiative mit Sicherheitsgarantien für die Ukraine und Russland“ 

(Drucksache 20/5551) zurückgeht (Bundestag 2023). Diese Debatte wurde in drei 
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Lesungen durchgeführt. Die AfD forderte in ihrem Antrag verstärkte diplomatische 

Bemühungen der Bundesregierung und eine Reduzierung der deutschen 

Waffenlieferungen.  

Den letzten Analysegegenstand bildet die Debatte auf Antrag der Koalitionsfraktion 

von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP unter dem Namen „Zehn Jahre russischer 

Krieg gegen die Ukraine – Die Ukraine und Europa entschlossen Verteidigen 

(Drucksache 20/10375)“ vom 22.Februar 2024. Ziel des Antrags war es, die 

Unterstützung des Parlaments für eine fortgesetzte militärische Hilfe zu 

sichern (Bundestag 2024).  

 

Schritt 3: Formale Charakterisierung des Materials 

Die Reden der Abgeordneten sind als Videomaterial auf der Website des Deutschen 

Bundestags veröffentlicht. Für die vorliegende Analyse wurde jedoch auf die 

stenografischen Berichte zurückgegriffen, die ebenfalls auf der Website des 

Bundestags als PDF-Dokument verfügbar sind. Die Entscheidung, den 

stenografischen Bericht zu verwenden, basiert darauf, dass die Analyse sich nicht auf 

die Erzählweise, Emotionen oder nonverbale Kommunikation konzentriert, sondern 

ausschließlich auf den Inhalt der Reden. Der Bericht bietet eine präzise und 

vollständige, schriftliche Wiedergabe der Debatten, wodurch eine aufwendige 

eigenständige Transkription der Videomaterialien überflüssig wird. Die relevante 

Debatte wurde aus dem gesamten stenografischen Bericht extrahiert und in eine 

eigenständige PDF-Datei überführt. Diese Datei wurde anschließend für die weitere 

Verarbeitung in das Programm MAXQDA importiert.  

 

II) Fragestellung der Analyse 

Um die Inhaltsanalyse durchzuführen, muss nun herausgearbeitet werden, was man 

aus dem Material gewinnen möchte. Dafür muss eine spezifische Fragestellung an das 

Material entwickelt werden und die Richtung der Analyse bestimmt werden (Mayring 

2022: 57).  

 

Schritt 4: Richtung der Analyse 

Der parlamentarische Diskurs soll als zentraler Ausgangspunkt politischen Handelns 

klären, warum die deutsche Außenpolitik eine Neuausrichtung erfahren hat, anstatt 

ihrem bisherigen Kurs treu zu bleiben. Aus dem Datenmaterial sollen Deutungsmuster 

und Sinnzuschreibungen herausgearbeitet werden, die die zugrunde liegenden 
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Argumentationsweisen sichtbar machen. Ziel der Untersuchung ist es, erste 

Erkenntnisse über die Gründe für diesen Wandel zu gewinnen. Der Text wird als 

solcher analysiert. Der soziokulturelle Hintergrund wird als relevanter Kontext 

berücksichtigt (ebd.: 57). 

 
Schritt 5: Theoriegeleitete Differenzierung der Fragestellung 

Der Ausgangspunkt der Analyse ist die Ankündigung einer neuen Ära in der deutschen 

Außenpolitik, die Bundeskanzler Scholz im Zuge des Russland-Ukraine-Krieges 

verkündet hat. Im theoretischen Teil dieser Arbeit wurde erarbeitet, dass ein prägendes 

Merkmal der deutschen Außenpolitik die Kultur der militärischen Zurückhaltung ist. 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich die Fragestellung „Welche Faktoren haben zum 

Bruch der Tradition der militärischen Zurückhaltungskultur geführt?“. Gleichzeitig 

soll untersucht werden, inwieweit die Prinzipien dieser Zurückhaltung innerhalb des 

parlamentarischen Diskurses weiterhin vertreten werden, um so die Forschungsfrage 

zu beantworten. 

 

Schritt 6: Bestimmung/Definition der Analyseeinheiten 

Für eine systematische und konsistente Auswertung werden im Folgenden die 

Analyseeinheiten bestimmt (ebd.: 60). Dazu gehört die Bestimmung der  

Codiereinheit, der Kontexteinheit und der Auswertungseinheit (ebd.: 60). Als 

Codiereinheit bezeichnet Mayring das kleinstmögliche Textsegment, das einer 

Kategorie zugeordnet werden kann (ebd.: 60). In der vorliegenden Analyse kann 

bereits ein einzelnes Wort als Codiereinheit gelten, da auch einzelne Begriffe von 

zentraler Bedeutung sein können. Als Kontexteinheit definiert Mayring den größten 

Textteil, der einer Kategorie zugeordnet werden kann (ebd.: 60). In der vorliegenden 

Analyse dienen die einzelnen Reden der Politiker*innen als Kontexteinheit. Nicht 

erfasst sind damit Zwischenrufe der parlamentarischen Kolleg*innen oder 

Anmerkungen der Leitung der parlamentarischen Debatte. „Die Analyseeinheit legt 

fest, welche Textteile jeweils nacheinander ausgewertet werden“ (ebd.: 60). Da die 

Kategorienbildung sowohl deduktiv als induktiv erfolgte (siehe Schritt 8), wird 

zunächst das Material chronisch im Ablauf der Debatten gesichtet. Das endgültige 

Kategoriensystem basiert jedoch auf allen Reden.  
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Schritt 7: Festlegung des Ablaufmodells in Form der Bestimmung der Analyseeinheit 

Mayring unterscheidet zwischen der Analysetechnik der Zusammenfassung, 

Explikation und Strukturierung (ebd.: 66). Für die vorliegende Arbeit eignet sich die 

strukturierte Analysetechnik besonders gut. Denn Ziel der strukturierten 

Inhaltsanalyse ist es, bestimmte Aspekte des Materials herauszufiltern, so dass 

verschiedenen Deutungsmuster und Sinnzuschreibungen gezielt erfasst werden 

können (ebd.: 66).  

 

Schritt 8: Entwicklung eines Kategoriensystems 

Ziel der strukturierenden Inhaltsanalyse ist es, bestimmte Strukturen aus dem Material 

herauszufiltern. „Diese Struktur wird in Form eines Kategoriensystems an das 

Material herangetragen. Alle Textbestandteile, die durch die Kategorien angesprochen 

werden, werden dann aus dem Material systematisch extrahiert“ (ebd.: 96). Dieses 

Kategoriensystem wird theoriegeleitet erstellt, wobei die Forschungsfrage als 

Ausgangspunkt dient (ebd.: 96). Im Folgenden wird das Kategoriensystem einen 

Nominalcharakter haben, das heißt es besteht aus einer Liste gleichrangiger Aspekte 

(ebd.: 96). Die Kategorienbildung erfolgte in einem zweistufigen Prozess: 

Zunächst deduktiv, indem Kategorien theoriegeleitet aus der Forschungsfrage und 

dem theoretischen Hintergrund abgeleitet wurden; anschließend induktiv, indem diese 

Kategorien im Laufe der Auswertung anhand des Materials ergänzt und verfeinert 

wurden. Diese vorab festgelegten Kategorien dienen als Orientierungshilfe und 

ermöglichen eine theoretisch fundierte Analyse. Während der Analyse werden diese 

Kategorien jedoch flexibel angepasst und durch induktive Kategorien ergänzt, um 

neue, im Material auftauchende Deutungsmuster und Sinnzuschreibungen zu 

identifizieren. Auf diese Weise verbindet die Analyse eine theoriegeleitete 

Strukturierung mit der Offenheit für unerwartete Erkenntnisse im Material. Der 

Codierleitfaden fasst das gesamte Vorgehen zusammen und stellt das zentrale 

Instrument der Auswertung dar. Er dient dazu, die Kategorisierung konsistent und 

nachvollziehbar zu gestalten, indem er festlegt, wie und warum bestimmte Textstellen 

bestimmten Kategorien zugeordnet werden. Damit wird sichergestellt, dass die 

Analyse systematisch erfolgt und die gewonnenen Erkenntnisse auf einer fundierten 

methodischen Basis beruhen (ebd.: 97). Abbildung 1 zeigt das Ablaufmodell der 

deduktiven Kategorienanwendung nach Mayring; Abbildung 2 zeigt die daraus 

resultierenden Auswertungsregeln nach Mayring.  
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Abbildung 1: Ablaufmodell deduktiver Kategorienanwendung aus Mayring 2022: 97 

 

 
Abbildung 2: Auswertungsregeln nach Mayring 2022: 98 
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Ein Grund für einen Bruch mit der militärischen Zurückhaltungskultur könnte die 

gestiegene Erwartung an Deutschland darstellen, mehr Verantwortung im 

internationalen Kontext zu übernehmen. Außerdem könnte ein Grund darin liegen, 

dass die wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland seit 2014 weitgehend 

wirkungslos geblieben sind, wie die wiederholten Verschärfungen dieser Maßnahmen 

nahelegen. 

Daraus ergeben sich folgende Kategorien deduktiv:  

 

Kategorien Definition Ankerbeispiel Interpretativer 

Rahmen 

Verantwortung Deutung, dass 

Deutschland 

eine 

Verantwortung 

hat, sich aktiv 

zu beteiligen 

„Verantwortlichen 

für Kriegsverbrechen 

wie in Butscha oder 

Irpin zur 

Rechenschaft zieht. 

Das ist unsere 

historische und 

europäische 

Verantwortung.“ 

(Adis Ahmetovic 

2023) 

Deutungsmuster 

Sanktionseskalation Frühere 

Sanktionen 

werden als 

unzureichend 

angesehen 

„Putin hat mehr als 

deutlich gemacht, 

dass er nicht auf 

Dialog setzt, sondern 

auf Gewalt. […] 

Deshalb ist es richtig 

und notwendig, dass 

wir die Ukraine 

finanziell wie 

militärisch 

unterstützen“ 

(Thomas Silberhorn 

2024) 

Sinnzuschreibung 

Tabelle 1: deduktiver Codierleitfaden 1 
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Auf Grundlage des theoretischen Hintergrunds ergeben sich folgende deduktive 

Kategorien zur Erfassung der militärischen Zurückhaltungskultur:  

 

Kategorien Definition Ankerbeispiel Interpretativer 
Rahmen 

Diplomatie Aussagen, die 

Diplomatie als 

den wichtigsten 

und bevorzugten 

Ansatz in der 

deutschen 

Außenpolitik 

hervorheben 

„Ich möchte, dass 

endlich 

Friedensverhandlung

-en stattfinden, dass 

diese Regierung mal 

was für den Frieden 

tut. Mit Panzern hat 

noch nie jemand 

Frieden in einem 

Land geschaffen“ 

(Robert Farle 2023) 

Deutungsmuster 

Abstimmung  

mit  

(Bündnis-)Partnern  

Aussagen, die die 

Bedeutung der 

Zusammenarbeit 

und der 

Abstimmung mit 

internationalen 

Partnern betonen 

„Wir machen alles 

abgestimmt mit 

unseren Partnern, 

Freunden und 

Verbündeten“ 

(Gabriela Heinrich 

2022) 

Deutungsmuster 

Zurückhaltung Aussagen, die die 

(militärische) 

Zurückhaltung als 

moralische Pflicht 

Deutschlands 

Kennzeichnen 

„Wir liefern keine 

Waffen in 

Spannungsgebiete.“ 

(Alexander Gauland 

2022) 

Deutungsmuster 

Militärisches 

Handeln nur im 

Bündniskontext 

Aussagen, die 

betonen, dass 

jegliches 

militärische 

Handeln nur in 

Absprache mit der 

„Deutschland liefert 

im Verbund mit 

unseren westlichen 

Partnern“  

(Gabriela Heinrich 

2022) 

Deutungsmuster 
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NATO/EU 

stattfindet 
Tabelle 2: deduktiver Codierleitfaden 2 

 

Schritt 9: Kodierung des Materials  

Die Auswertung des Materials erfolgte mittels computergestützter Datenanalyse. Der 

Einsatz von Software in der qualitativen Forschung ermöglicht eine effiziente und 

nachvollziehbare Sichtung, Strukturierung und Analyse des Datenmaterials. Für diese 

Arbeit wurde die Software MAXQDA Analytics Pro (Version 24.4.1) verwendet, um 

das Material zu codieren und anschließend auszuwerten. Das Textkorpus besteht aus 

drei Dokumenten (siehe Abbildung 3).  

Nach der deduktiven Kategorienbildung wurden die importierten Dokumente 

zeilenweise codiert. Konnte ein Passus nicht in das bestehende Kategoriensystem 

eingeordnet werden, wurde mittels induktiver Kategorienbildung eine neue Kategorie 

definiert. Insgesamt wurden 206 Codes aus dem Material extrahiert. Abbildung 3 zeigt 

die Verteilung aller Codierungen des Datenmaterials. Abbildung 4 veranschaulicht die 

aus dem Diskurs gewonnenen Deutungs- und Sinnzuschreibungen hinsichtlich der 

Motive für den Wandel der deutschen Außenpolitik. Abbildung 5 zeigt im Vergleich 

dazu, inwieweit im parlamentarischen Diskurs Argumente im Einklang mit der Kultur 

der militärischen Zurückhaltung geäußert wurden. 

 

 
Abbildung 3: Screenshot der Dokumentenliste aus MAXQDA 
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Abbildung 4: Screenshot der Codierungsliste aus MAXQDA 

 

 
Abbildung 5: Screenshot der Codierungsliste aus MAXQDA 

Aus der induktiven Kategorienbildung kann der Codierleitfaden für die zentrale 

Forschungsfrage um folgende Kategorien ergänzt werden: 

Kategorien Definition Ankerbeispiel Interpretativer  
Rahmen 

Verteidigung 

europäischer 

Werte 

Aussagen, die sich 

auf den Schutz und 

die Bewahrung 

zentraler Prinzipien 

und Werte der 

Europäischen Union 

beziehen, wie 

Demokratie, 

Menschenrechte, 

Rechtstaatlichkeit 

und Frieden 

„Aus diesem Grund 

ist es so wichtig und 

richtig, dass wir die 

Ukraine 

unterstützen. Denn 

jede neue 

Grenzverschiebung 

führt zu etwas, das 

wir alle nicht wollen: 

zu mehr Instabilität, 

zu mehr Krieg. Wir 

Sinnzuschreibung 
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wollen aber 

Demokratie, 

Freiheit, Frieden“ 

(Adis Ahmetovic 

2024) 

Bedrohung Wahrnehmungen 

von Gefahren  

„Die berühmte rote 

Line ist die Line, um 

die es geht: Freiheit, 

Demokratie, in 

Menschenwürde 

leben. Diese Linie ist 

überschritten 

worden, und 

deswegen [...] stehen 

wir in der Tat auf der 

Seite der Ukraine. 

Wir müssen alles 

Mögliche tun, um die 

ukrainische Armee 

zu unterstützen, 

damit sie gewinnt 

und Wladimir Putin 

keine Chance hat“ 

(Strack-

Zimmermann 2022) 

Sinnzuschreibung 

Führungsrolle 

durch 

militärische 

Stärke 

Aussagen, die 

militärisches 

Handeln mit einer 

Führungsrolle 

gleichsetzen 

„Es heißt auch, 

Führung zu 

übernehmen und 

nicht zu warten, bis 

die Partner uns 

unbequeme 

Entscheidungen 

abnehmen“ (Strack-

Zimmermann 2022) 

Deutungsmuster 

Tabelle 3: induktiver Codierleitfaden 
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IV. Ergebnisse 
An das Material wurden zwei Fragestellungen formuliert. Zunächst steht die 

untergeordnete Frage: „Finden sich im parlamentarischen Diskurs Argumente für die 

militärische Zurückhaltungskultur?“ im Fokus.  

Abbildung 6 veranschaulicht die Code-Trends in MAXQDA und zeigt deutlich, dass 

bereits im Jahr 2022 die Forderungen nach einer Beibehaltung der militärischen 

Zurückhaltungskultur im Vergleich zu den Stimmen für eine verstärkte militärische 

Beteiligung eher selten waren. 

 
Abbildung 6: Screenshot der Code-Trends aus MAXQDA 

 

Obwohl die politische Zugehörigkeit der Parlamentsmitglieder*innen nicht explizit 

analysiert wurde, lässt sich dennoch beobachten, dass der Bruch mit der militärischen 

Zurückhaltungskultur hauptsächlich von den politischen Spektren am linken und 

rechten Rand thematisiert wurde.  

 

„Selten sind die geheiligten Prinzipien unseres Selbstverständnisses nach 1945 

so gnadenlos auf dem Altar einer falschen Realpolitik geopfert worden: Wir 

liefern keine Waffen in Spannungsgebiete. Wir verteidigen allein uns und 

unsere NATO-Partner. […] Wir rutschen auf einer schiefen Ebene in die 

Teilnahme an einem Konflikt, der nicht der unsere ist.“ (Gauland 2022: 5873) 

 

„Seit Beginn des Ukrainekrieges vergeht kaum eine Woche, in der nicht 

jemand aus der Bundesregierung oder auch der Union um die Ecke kommt und 
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fordert, dass man mehr und am besten auch immer schwerere Waffen an die 

Ukraine liefern solle. Und so jagt in den letzten Monaten ein Tabubruch den 

nächsten.“ (Al-Dailami 2022: 5875) 

 

Zudem ist auffällig, dass es Parlamentarier*innen schwer fiel, sich zu konkreten 

Waffenlieferungen zu positionieren: Insbesondere fällt dies in der Debatte aus dem 

Jahr 2024 auf. So wurde mehrfach von der Opposition gefragt:   

  

„Ich frage Sie: Umfasst die Formulierung im Antrag ‚Lieferung von zusätzlich 

erforderlichen weitreichenden Waffensystemen und Munition‘ nach Ihrer 

Ansicht auch die Lieferung von Taurus, ja oder nein?“ (Erndl 2024: 19626) 

 

Die Antworten auf diese Fragen blieben oft vage oder ausweichend: 

 

„Nicht zwingend.“ (Heinrich 2024: 19632) 

 

„Integrierte Sicherheit heißt nicht, Lösungen auf ein Waffensystem zu 

reduzieren.“ (Türk-Nachbaur 2024: 19638) 

 

Diese Haltung spiegelt eine Unsicherheit darüber wider, welche militärischen 

Maßnahmen ethisch vertretbar sind. 

 

„In der Tat diskutieren wir seit dem 24. Februar darüber, welches der richtige 

Weg ist.“ (Strack-Zimmermann 2022: 5876) 

 

In diesen Zusammenhang ist es zudem interessant, dass zu Beginn der Debatte über 

den Umgang mit Russlands Angriff multilaterales Handeln betont wurde. Diese 

Betonung verschwand jedoch in den späteren Debatten nahezu vollständig, wie aus 

der Code-Abdeckung in Abbildung 7 ersichtlich wird. 
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Abbildung 7: Screenshot der Code-Abdeckung aus MAXQDA 

Aufbauend soll nun im Folgenden die zentrale Forschungsfrage: „Warum hat sich die 

Außenpolitik Deutschlands gewandelt?“ mithilfe des Konstruktivismus beantwortet 

werden.   

In der deutschen außenpolitischen Debatte spielt die Wahrnehmung einer Bedrohung 

durch Russland eine zentrale Rolle. Abbildung 7 zeigt, dass diese zu Beginn der 

Debatte die dominante Rechtfertigung des außenpolitischen Handelns darstellt. Nach 

dem sozialkonstruktivistischen Verständnis ist eine Bedrohung nicht objektive 

Tatsache, sondern diese wird durch Interpretation und Sinnzuschreibung erschaffen.  

Politiker*innen sehen durch den Angriffs Russland auf die Ukraine eine doppelte 

Gefährdung. Einerseits die Gefährdung des Territoriums der EU. Anderseits eine 

Gefährdung der geltenden Werte der EU. Damit wird der Angriff auf die Ukraine als 

eigener gewertet. Der Schutz der Ukraine wurde als Schutz Europas dargestellt, was 

den Einsatz militärischer Mittel legitimierte. 

 

„Die Ansage Putins, dass es jetzt eine Teilmobilmachung gibt, bringt einiges 

an Veränderungen mit sich: Erstens ist das eine schlechte Nachricht für den 

Frieden in Europa.“ (Nouripour 2022: 5873) 

 

„Diese Sache ist mittlerweile erst genug, Sie alle wissen, worum es geht, Denn 

das hat mittlerweile eine erhebliche europapolitische Komponente.“ 

(Wadephul 2022: 5871) 
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„Erst kürzlich hat er [Putin] zum Jahresanfang erklärt, dass Russland alle 

NATO-Staaten als Feinde betrachtet. Damit muss doch für uns klar sein, dass 

diese russische Aggression gestoppt werden muss, und zwar so schnell wie 

möglich; denn sonst ist die Sicherheit in ganz Europa bedroht.“ (Silberhorn 

2023: 18672). 

 

„Wenn wir aufhören, die Ukraine zu unterstützen, dann gefährden wir auch 

unsere eigene Sicherheit und Freiheit und geben die regelbasierte 

Sicherheitsordnung der Gewalt des Brutaleren preis.“ (Brugger 2024: 19626) 

 

„Wir werden auch weiterhin die Ukraine unterstützen, denn der Frieden für 

Europa und die Sicherheit von Europa entscheiden sich gerade jetzt an der 

ukrainisch-russischen Grenze.“ (Alt 2024: 18676) 

 

„Es ging nicht nur um den Frieden in der Ukraine, sondern der Frieden in 

ganz Europa und damit auch der Frieden unseres Landes war gefährdet.“ 

(Baerbock 2024: 18678) 

 

„Dieser Konflikt, der nun schon seit über einem Jahrzehnt währt, ist mehr als 

nur eine Auseinandersetzung um Territorium; es ist ein Kampf für die Seele 

Europas, für Demokratie und für Menschenrechte.“ (Türk-Nachbaur 2024: 

19638) 

 

Darüber hinaus wurde im politischen Diskurs Deutschlands die Ukraine immer mehr 

als integraler Bestandteil Europas betrachtet. Deutschland sieht in der Ukraine einen 

Staat, der sich durch seine Bemühungen und Annäherungen an die EU und die NATO 

klar zur europäischen Wertegemeinschaft bekennt.  Dadurch wurde es für Deutschland 

immer schwieriger, sich in der Rolle der militärischen Zurückhaltung zu behaupten.  

 

„Wenn man es erst meint, dass man sagt: ̦Wir stehen vollständig hinter der 

Ukraineʼ […] dann muss man hier jetzt einen entscheidenden Schritt 

weitergehen“ (Wadephul 2022: 5871) 
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„Wir sind uns alle einig, dass wir an der Seite der Ukraine stehen, 

wirtschaftlich, humanitär und auch militärisch.“ (Strack-Zimmermann 2022: 

5876) 

 

„Unser Einsatz für die Ukraine endet nicht bei Munitions- und 

Waffenlieferungen“ (Otte 2024: 18665) 

  

In diesem Zusammenhang wurden vorangegangene Sanktionen im Rahmen der 

Annexion der Krim als unzureichend bewertet. Bis zum Krieg wurde eine Politik des 

Dreiklangs im Sinne der militärischen Zurückhaltungskultur verfolgt. Obwohl 

Russland auf das schärfste verurteilt wurde, so war für Deutschland klar: Diplomatie 

ist der Weg (vgl. Gauck 2014; Steinmeier 2014).  Die Eskalation des Konflikts und 

die offensichtliche Wirkungslosigkeit der bisherigen Sanktionen führten zu einer 

Neubewertung der deutschen Außenpolitik. Die dramatische Zuspitzung der Lage und 

die mangelnde Wirksamkeit diplomatischer Bemühungen führten zu einem 

wachsenden Gefühl der Ohnmacht. Dieses Gefühl verstärkte die gesellschaftliche 

Konstruktion einer Bedrohung, die im politischen Diskurs immer stärker betont wurde. 

Die Notwendigkeit, der Bedrohung entschlossen zu begegnen, wurde zunehmend als 

Begründung für die militärische Unterstützung der Ukraine angeführt. 

 

„Die Grundfeste unserer internationalen Ordnung wurden schon vor zehn 

Jahre durch die Annexion der Krim massiv erschüttert. Die Dimension, die 

dieser Rechtsbruch mit sich bringen würde, wurde damals verkannt. Ja, das 

war ein Fehler.“ (Türk-Nachbaur 2024: 19638) 

 

„Wir wollen die Hand zum Frieden reichen, ja. Aber wenn diese Hand ständig 

ausgeschlagen wird, wenn unsere Bündnispartner und wir selbst bedroht 

werden, dann müssen wir gewappnet sein.“ (Hellmilch 2024: 19645) 

 

„Wenn wir den Krieg mit allen diplomatischen Bemühungen schon nicht 

verhindern konnten, dann müssen wir wenigsten dafür sorgen, […] [dass sich 

der Angriffskrieg] für Putin […] schlicht und ergreifend nicht lohnt.“ (Lechte 

2023: 10113) 
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Mit dem sozialen Konstrukt der Bedrohung ging ein normativer Wandel einher. 

Ursprünglich war normative Grundlage der deutschen Außenpolitik die militärische 

Zurückhaltung. Eine Norm, die, geprägt durch die verheerenden Erfahrungen des 

Zweiten Weltkriegs und der nachfolgenden Teilung Deutschlands, in der politischen 

Kultur verankert war. Diese Zurückhaltung spiegelte sich in einer Politik wider, die 

militärische Interventionen auf ein Minimum beschränkte und stattdessen auf 

Diplomatie, wirtschaftliche Sanktionen und multilaterale Zusammenarbeit setzte. Die 

Bedrohung konstruierte eine neue Norm: Die Verteidigung Europas, seiner Werte und 

seiner territorialen Integrität durch eine stärkere militärische Präsenz und Maßnahmen.  

Unter den europäischen Werten lassen sich die Begriffe Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte subsumieren. Diese Werte, die zu Beginn der 

Diskussion kaum Erwähnung fanden, wurden 2024 zum dominierenden Faktor in der 

parlamentarischen Debatte, wie Abbildung 7 zeigt. Damit einhergehend kann in 

Abbildung 7 zudem beobachtet werden, dass eine Forderung nach Handeln im Sinne 

der militärischen Zurückhaltungskultur schwindet. Damit wurde der Schutz dieser 

Werte zunehmend als Priorität gesehen, die militärische Maßnahmen rechtfertige. 

 

„Denn die Ukraine verteidigt ihr Land auch für unsere Werte, unsere 

demokratischen Werte, unsere rechtsstaatlichen Werte“ (Otte 2024: 18665) 

 

Gleichzeitig haben internationale Partner durch ihre zwischenstaatlichen Interaktionen 

zunehmend höhere Erwartungen an Deutschland formuliert. Diese Erwartungen haben 

nicht nur den politischen Diskurs beeinflusst, sondern auch einen Wandel in der 

deutschen Identität vorangetrieben. Während Deutschland als Zivilmacht traditionell 

vor allem mit diplomatischen und wirtschaftlichen Mitteln Einfluss genommen hat, ist 

in den letzten Jahren eine neue Dimension hinzugekommen: Die Bereitschaft, eine 

Führungsrolle zunehmend auch mit militärischer Macht zu stützen. Deutschland 

signalisiert damit seine Bereitschaft, in einer zunehmend unsicheren Weltlage 

Verantwortung zu übernehmen und Sicherheit nicht nur durch Diplomatie, sondern 

auch durch entschlossenes Handeln zu gewährleisten. In diesem Sinne betrachtet es 

Deutschland als seine Pflicht, die Ukraine zu schützen und den Weg in die EU zu 

ebnen. 

 

„Wir sind der größte [Waffen-]Lieferant innerhalb der EU. Das ist doch die 

europäische Führungsrolle.“ (Heinrich 2022: 5872) 
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„Diese deutsche Politik verursacht mittlerweile eine tiefe Spaltung Europas. 

Deutschland ist aufgefordert, Europa zusammenzuführen […] ̦Nie wieder! 

Deutschland muss dafür sorgen, dass so etwas nie wieder geschiehtʼ, dann 

muss man hier jetzt einen entscheidenden Schritt weitergehen.“ (Wadephul 

2022: 5871) 

 

„Wenn wir als Bundestag glaubwürdig sein wollen, dann sollten wir nicht 

symbolisch über tolle Dinge reden und darüber, wie gut wir unterstützen, 

sondern alles tun.“ (Kiesewetter 2024: 19643) 

 

„Gerade weil wir sehen, was im Kreml passiert ist, ist es erst recht notwendig, 

dass wir einen langen Atem haben bei der Unterstützung der Ukraine. Und das 

werden wir haben; das ist unsere Verpflichtung.“ (Nouripour 2022: 5874) 
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V. Diskussion 
In diesem Abschnitt werden zunächst die Ergebnisse zusammenfassend dargestellt 

und interpretiert. Anschließend folgt eine Evaluation des theoretischen Rahmens und 

der methodischen Herangehensweise. Sodann sollen die Grenzen der Forschung 

herausgearbeitet werden. Abschließend werden Empfehlungen für die weitere 

Forschung entwickelt. 

Ausgehend von der Forschungsfrage „Wie erklärt der Konstruktivismus den Wandel 

der deutschen militärischen Zurückhaltungskultur durch den Russland-Ukraine-

Krieg?“ konnten mit der Methode der Diskursanalyse relevante Erkenntnisse im 

parlamentarischen Diskurs gewonnen werden. Insbesondere die wahrgenommene 

Bedrohung durch Russland wurde zunehmend als Legitimation für eine militärische 

Unterstützung der Ukraine gewertet. Der Schutz der Ukraine wird im Diskurs 

zunehmend als Schutz Europas und seiner Werte interpretiert. Dabei wird die Ukraine 

durch ihre westliche Orientierung der letzten Jahre immer mehr als Partner verstanden. 

Gleichzeitig wird die von außen an Deutschland herangetragene Verantwortung auch 

im deutschen Parlament stärker wahrgenommen, wobei militärische Stärke 

zunehmend mit einer Führungsrolle in Verbindung gebracht wird. Zu Beginn der 

Debatte gab es deutlich sichtbare Bemühungen die Aufrechterhaltung der 

traditionellen Leitlinie zu betonen. So wurden noch im Jahr 2022 Waffenlieferungen 

via multilaterale Absprachen beteuert.  Im weiteren Verlauf der Debatten wurde 

jedoch deutlich, dass die Bestrebungen in Hinblick auf die Aufrechterhaltung 

zunehmend an Bedeutung verloren. 

Fraglich ist jedoch, ob die fehlende Betonung von Prinzipien, die sich der militärischen 

Zurückhaltungskultur zuordnen lassen, auch wirklich einen Bruch mit der Praxis 

darstellen. So ist nicht aus dem parlamentarischen Diskurs ersichtlich, ob die Maxime 

des multilateralen Handelns nicht weiterhin gelebt wird. Für einen Verlust der 

Bedeutung spricht jedoch, dass Politiker*innen zu Beginn der Debatten das Bedürfnis 

hatten, diese Zusammenarbeit explizit zu betonen, wie in Abbildung 5 gezeigt wurde. 

Ebenso die Äußerung des CDU-Abgeordneten Hahn, der auf die Warnung, zusätzliche 

Waffenlieferungen könnten einen Alleingang Deutschland darstellen, antwortete:  

 

„Zu dem Argument ‚keine Alleingänge‘, das Sie, Frau Heinrich, auch gebracht 

haben, kann ich nur sagen: Es gibt diese offiziellen Absprachen nicht.“ (Hahn 

2022: 5878) 
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Gleichzeitig zeigt diese Äußerung aber auch, dass es einen tiefen Dissens darüber gibt, 

wie weit die Beteiligung gehen soll. Und damit einher geht die Frage, wie die 

Führungsposition Deutschlands zu füllen ist. Das wird auch deutlich in der Frage, 

welche schweren Waffen Deutschland liefern soll. So schrecken viele Politiker*innen 

vor einer konkreten Forderung an die Bundesregierung, welche Waffen geliefert 

werden sollen, zurück. Es deutet zudem auf die Sorge hin, wie die Öffentlichkeit auf 

eine umstrittene Waffenlieferung reagieren könnte; insbesondere in Deutschland, wo 

die Bevölkerung seit 1945 eine starke Präferenz für friedliche und diplomatische 

Lösungen hat.  

Dieses Unbehagen wirft ein Schlaglicht auf die komplexen Herausforderungen, vor 

denen Deutschland bei der Neuausrichtung seiner Außenpolitik steht. Trotz der 

Anerkennung der Notwendigkeit, mehr in militärische Maßnahmen zu investieren, 

zeigt die ambivalente Rhetorik der Abgeordneten, dass die Kultur der militärischen 

Zurückhaltung den Diskurs prägt. Bereits im Februar 2022 beschloss das Parlament, 

Waffenlieferungen an die Ukraine zu genehmigen. Seitdem gibt es aber immer wieder 

Debatten darüber, welche konkreten Maßnahmen angemessen sind. Diese anhaltenden 

Diskussionen über das richtige Vorgehen bei Waffenlieferungen verdeutlichen das 

Spannungsfeld, in dem sich die deutsche Außenpolitik bewegt: zwischen der 

Loslösung von traditioneller Zurückhaltung und dem Ringen um die richtige Balance 

in einer sich verändernden internationalen Landschaft. Das Pflichtbewusstsein 

Deutschlands gegenüber der Ukraine zeigt deutlich, dass das Land bereit ist, eine 

größere internationale Verantwortung zu übernehmen. Deutschland sieht es als seine 

Aufgabe, der Ukraine den Weg in die Europäische Union zu ebnen und erkennt 

gleichzeitig an, dass die damalige Reaktion auf die Krimannexion 2014 unzureichend 

war. Der russische Angriffskrieg kann daher als „Weckruf“ für die Bundesrepublik 

verstanden werden. Dieser Krieg hat Deutschland dazu veranlasst, seine Außenpolitik 

zu überdenken und die Bereitschaft zu entwickeln, eine Führungsrolle auch durch 

militärische Stärke wahrzunehmen. Die enge Verbundenheit mit der Ukraine und die 

daraus entstehende Verantwortung wirkten als Katalysator für diesen Wandel. Die 

Veränderung der deutschen Außenpolitik verdeutlicht, wie die Konstruktion von 

Partnerschaften und gemeinsamen Werten die strategische Ausrichtung eines Landes 

nachhaltig beeinflussen kann. 

Der Konstruktivismus erwies sich als fundierte theoretische Grundlage zur 

Beantwortung der Forschungsfrage, da er aufzeigt, wie soziale Realitäten - wie 

Bedrohungen und nationale Identitäten - konstruiert werden und diese Konstruktionen 
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wiederum politische Entscheidungen prägen. Im Rahmen der Untersuchung wurde das 

methodische Instrument der wissenssoziologischen Diskursanalyse nach Keller in 

Kombination mit der computergestützten qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring 

eingesetzt. Dieser methodische Ansatz ermöglichte es, die Rolle des 

parlamentarischen Diskurses im Prozess des Wandels der deutschen Außenpolitik 

detailliert zu erfassen und zu analysieren. Schwerpunkt der Forschung war dabei die 

Frage, welche Faktoren den Wandel der deutschen Außenpolitik vorangetrieben 

haben. Die Diskursanalyse ermöglichte es, Veränderungen in den 

Argumentationsmustern und Prioritäten der politischen Akteure im Zeitverlauf 

sichtbar zu machen. So konnten Deutungsmuster und Sinnzuschreibungen identifiziert 

werden, die wesentlich zum Wandel der deutschen Außenpolitik beigetragen haben. 

Ein potenzieller Schwachpunkt der Diskursanalyse ist jedoch die Subjektivität der 

Interpretation, da die Ergebnisse stark von der Perspektive des Forschenden abhängen. 

Um dieser Herausforderung zu begegnen, wurde ein Codierleitfaden entwickelt, der 

die Objektivität der Analyse erhöhen soll. Trotz dieser Einschränkungen kann 

insgesamt festgestellt werden, dass die Diskursanalyse ein gut geeignetes 

methodisches Instrument zur Beantwortung der Forschungsfrage war. Ihre Stärke liegt 

insbesondere darin, die Dynamik des politischen Wandels und die Konstruktion von 

Identitäten und Bedrohungen sichtbar zu machen. Besonders hervorzuheben ist die 

Verbindung der theoretischen Basis des Sozialkonstruktivismus mit der 

wissenssoziologischen Diskursanalyse, die es ermöglichte, den Zusammenhang 

zwischen diskursiven Konstruktionen und politischem Wandel zu verstehen und 

darzustellen. Diese Kombination erwies sich als besonders gewinnbringend, um die 

komplexen Prozesse zu erfassen, die den Wandel der deutschen Außenpolitik im 

Kontext des Russland-Ukraine-Krieges vorangetrieben haben. 

Obwohl durch die Analyse des parlamentarischen Diskurses im Zeitrahmen 2022 bis 

2024 erste Schlüsse gezogen werden konnten, ist die Aussagekraft fraglich. Ein 

wesentlicher Schwachpunkt liegt im Fehlen eines Vergleichs der Entwicklung der 

deutschen Außenpolitik im Rahmen der Krimannexion ab 2014. Dies ist dem 

beschränkten Umfang der Arbeit geschuldet. Ein Vergleich könnte Erkenntnisse 

darüber liefern, wie sich die deutsche Haltung und die Bereitschaft zur militärischen 

Intervention über die Jahre entwickelt hat. Ohne diese historische Perspektive bleibt 

es unerklärt, ob tatsächlich erst mit dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf 

die Ukraine ein Wandel in der deutschen Außenpolitik eingetreten ist. Ein weiterer 

limitierender Faktor ist die Frage, ob die gestiegene Bereitschaft Deutschlands, 
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militärisch zu intervenieren, auch für andere Länder gilt. Insbesondere für Länder, die 

nicht als Bündnispartner wahrgenommen werden. Es bleibt abzuwarten, ob 

Deutschland ähnliche Maßnahmen ergreifen würde, wenn es zu einem Konflikt in 

einer Region käme, die nicht in direktem Zusammenhang mit europäischen Interessen 

steht. Darüber hinaus konnte im parlamentarischen Diskurs nicht hinreichend 

untersucht werden, inwieweit andere Akteure auf nationaler und internationaler Ebene 

das außenpolitische Verhalten Deutschlands gestalteten. So ist fraglich, inwieweit die 

Unterstützung der Ukraine durch andere NATO-Mitglieder das Verhalten 

Deutschlands beeinflusst hat. Zudem bleibt unklar, inwiefern externe Faktoren, wie 

die direkte Bitte um Unterstützung durch Präsident Selenskyj auf das außenpolitische 

Handeln Deutschlands wirkten. Die emotionale und moralische Dimension dessen 

sind zumindest im parlamentarischen Diskurs nicht thematisiert. Auch muss 

berücksichtigt werden, dass die konkrete Entscheidung, welche Waffen geliefert 

werden, von der Bundesregierung getroffen wird. Der Bundestag liefert zwar ein 

wichtiges Stimmungsbild, jedoch kann nicht erfasst werden, welche Faktoren 

letztendlich wirklich in außenpolitische Entscheidungen einfließen. Zudem ist zu 

beachten, dass die Aussagen im parlamentarischen Diskurs nicht auf ihre Richtigkeit 

überprüft wurden, da der Fokus auf der Argumentation lag. Diese methodische 

Entscheidung hat zur Folge, dass innerhalb des parlamentarischen Diskurses eine 

mögliche Verzerrung vorzufinden sein könnte.  

Für die weitere Forschung ergeben sich mehrere bedeutende Ansatzpunkte.  Von 

besonderem Interesse ist die Frage, ob die Anpassung der deutschen Außenpolitik 

einen Strukturwandel darstellt oder lediglich eine temporäre Reaktion auf die aktuelle 

Krise. Des Weiteren ist die Bewertung der Außenpolitik Deutschlands im Rahmen der 

NATO von Interesse. Zum einen stellt sich die Frage, ob Deutschland Eigeninitiative 

zeigte und damit seine Führungsrolle übernahm oder als Mitläufer im Bündnis agierte. 

Zum anderen, welche Auswirkungen diese neue Außenpolitik auf die transatlantischen 

Beziehungen und das internationale Gefüge hat. Es stellt sich die Frage, ob die 

deutsche Ukraine-Politik die Beziehungen zu anderen Ländern, wie etwa die 

Handelsbeziehung zu China, beeinflusst. Insbesondere sollte untersucht werden, ob 

Deutschland bereit ist, auch in anderen globalen Kontexten eine militärische 

Führungsrolle zu übernehmen. In diesem Kontext ist ein naheliegender 

Untersuchungsgegenstand, ob Deutschland seit den umfassenden Waffenlieferungen 

an die Ukraine auch bereit ist, grundsätzlich häufiger und umfassender Waffen zu 
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liefern. Schließlich sollte die Auswirkung des Diskurses innerhalb Deutschlands auf 

Dispositive und die Gesellschaft betrachtet werden. 
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VI. Fazit 
Die vorliegende Arbeit widmete sich der zentralen Fragestellung: „Wie erklärt der 

Konstruktivismus den Wandel der deutschen militärischen Zurückhaltung im 

parlamentarischen Diskurs infolge des Russland-Ukraine-Kriegs?“ 

Zur Beantwortung dieser Frage wurde eine wissenssoziologische Diskursanalyse nach 

Keller in Kombination mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring durchgeführt. 

Um eine systematische und präzise Analyse des Diskurses zu ermöglichen, wurde 

dieses methodische Vorgehen durch den Einsatz der Software MAXQDA Analytics 

Pro 24 (Release 24.4.1) unterstützt. Das Hauptziel der Arbeit bestand darin, die 

relevanten Diskurse im Bundestag, die den Wandel der deutschen Außenpolitik 

vorangetrieben haben, zu identifizieren und zu analysieren. Dabei ging es 

insbesondere darum, die Argumentationsmuster und Deutungen herauszuarbeiten, die 

zur Abkehr von der traditionellen militärischen Zurückhaltung führten. Durch die 

Anwendung der gewählten Methode sollte ein Verständnis dafür geschaffen werden, 

wie der Wandel der deutschen Außenpolitik diskursiv hervorging und legitimiert 

wurde. 

Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass Deutschland Russland als Bedrohung 

wahrnimmt, während die Ukraine zunehmend als integraler Bestandteil der 

europäischen Gemeinschaft identifiziert wird. Schweren Waffenlieferungen wird 

dabei eine doppelte Funktion zugeschrieben: Sie sollen nicht nur das Territorium der 

EU schützen, sondern auch die Grundwerte verteidigen, für die die Union steht. 

Deutschland legitimiert die Abkehr von seiner traditionellen militärischen 

Zurückhaltung, indem es die russische Aggression gegen die Ukraine als eine 

Bedrohung betrachtet, die über die Ukraine hinausgeht und letztlich auch Deutschland 

und seine europäischen Partner betrifft. Dabei versteht sich die deutsche Außenpolitik 

als defensiv. Vor dem Hintergrund der gestiegenen internationalen Erwartungen an 

Deutschland, sich stärker in die globale Sicherheitsarchitektur einzubringen, wird im 

politischen Diskurs zunehmend die Auffassung vertreten, dass Führungsmacht 

untrennbar mit militärischer Stärke verbunden ist. Diese Entwicklung spiegelt einen 

signifikanten Wandel in der deutschen Außenpolitik wider. Militärische 

Interventionen wurden im Rahmen des Russland-Ukraine-Krieg als notwendig 

angesehen, um sowohl nationale als auch europäische Sicherheitsinteressen zu wahren 

und Deutschlands Rolle als Führungsnation in der EU zu stärken. Es war auch zu 

beobachten, dass im Laufe der Debatte das argumentative Festhalten an der 

traditionellen Linie nachließ.  
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In der Beantwortung der aufgeworfenen Fragen lässt sich dennoch feststellen, dass der 

Wandel der deutschen Außenpolitik im Zuge des Russland-Ukraine-Krieges keinen 

vollständigen Bruch mit der militärischen Zurückhaltungskultur darstellt, sondern 

vielmehr einen fortschreitenden Transformationsprozess. Der Russland-Ukraine-

Krieg wirkt dabei als entscheidender Beschleunigungsfaktor, der bestehende 

Entwicklungen verstärkt und neue Impulse gesetzt hat. Dieser Wandel zeigt sich 

insbesondere in der Verknüpfung der zunehmenden internationalen Erwartungen an 

Deutschland mit einer aktiveren Führungsverantwortung, die nun verstärkt auch 

militärische Stärke umfasst. Diese Verbindung markiert eine signifikante 

Verschiebung in der deutschen außenpolitischen Praxis, ohne jedoch die grundlegende 

Zurückhaltungskultur vollständig zu überwinden. Vielmehr deutet dies auf eine 

anhaltende und dynamische Anpassung an die veränderten sicherheitspolitischen 

Realitäten hin, bei der traditionelle Prinzipien weiter bestehen, aber flexibel 

interpretiert und auf neue Herausforderungen zugeschnitten werden. 

Für die Forschung lässt sich folgendes festhalten. Erstens zeigen die 

Forschungsergebnisse, dass die deutsche Außenpolitik im Kontext des Russland-

Ukraine-Krieges sich wandelte und vor allem wieso sie sich wandelte. Sie beleuchtet 

die Transformation in der deutschen politischen Kultur von einer traditionell 

zurückhaltenden zu einer aktiveren, militarisierten Außenpolitik. Zweitens zeigt die 

Arbeit das Spannungsfeld, in dem sich die deutsche Außenpolitik zwischen der 

traditionellen Leitlinie und einer aktiveren Führungsrolle befindet. Drittens zeigt die 

Arbeit, wie Krisenereignisse wie der Russland-Ukraine-Krieg als Katalysatoren für 

den Wandel politischer Diskurse wirken. Diese Krisenmomente beschleunigen den 

Wandel der politischen Kultur und der außenpolitischen Orientierung Deutschlands, 

was Anknüpfungspunkte für zukünftige Forschungen zur Rolle Deutschlands in 

globalen Krisen bietet. Viertens unterstreicht der Konstruktivismus als theoretischer 

Ansatz die Bedeutung sozialer Konstruktionen, wie etwa der Wahrnehmung von 

Bedrohungen, für politische Entscheidungen und nationale Identitätskonzepte. Die 

Arbeit zeigt, dass der Konstruktivismus nicht nur eine abstrakte theoretische 

Perspektive ist, sondern ein effektives analytisches Werkzeug, um konkrete politische 

Veränderungen zu verstehen und zu erklären. Damit wird die Anwendbarkeit des 

Konstruktivismus auf die Analyse realer politischer Prozesse belegt.
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